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Die Spieltheorie modelliert die Folgen des gleichzeitigen 
Handelns mehrerer Entscheidungsträger, von denen jeder sein 
Eigeninteresse („Zielfunktion"} verfolgt, aber weiß, daß dies 
nicht nur vor dem Hintergrund unverrückbarer Rahmenbedin­
gungen („Natur", „exogene Größen"! geschieht. Zugleich opti­
mieren auch andere intelligente Akteure ihre Zielfunktion.. Im 
Mittelpunkt steht daher die gegenseifige Beeinflussung (Interak­
tion) der Entscheidungsträger. Als Ergebnis („Gleichgewicht") 
eignen sich nur Strategiekombinationen, die für alle Beteiligten 
bestimmte Eigenschaften aufweisen, etwa daß jeder Akteur mit 
seinem Ergebnis zufrieden ist, wenn er die Handlung der 
anderen Akteure erfährt („Nash-Gieichgewicht"). 
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Die Industrieökonomie entwickelte sich im letzten Jahrzehnt stürmisch. Die zen­
trale Innovation lag im Eindringen der Spieltheorie, also im theoretischen oder 
methodischen Bereich Die Konsequenzen dieser Veränderungen für die Indu­
striepolitik werden von den meisten Autoren vernachlässigt Die wicht igste 
Brücke zwischen Mode l l bau und Wirtschaftspol i t ik entsteht im Bereich der 
Wet tbewerbspol i t ik , und zwar in bezug auf Mögl ichkeiten zur Beschränkung 
des Mißbrauchs von Mark tmacht ; Phlips (1995) steift eine Verbindung zwischen 
der neueren theoretischen Entwicklung und dem Verhalten der We t t bewe rbs ­
behörden her Andere Brücken zwischen Theorie und Politik sind brüchiger und 
skizzenhaft, sie bestehen oft nur in Andeutungen über die mögliche Politikrele­
vanz. 

industriepolitik umfaßt in ihrem weitesten Sinn die Einflußnahme des Staates auf 
die Unternehmen Sie schließt nach dieser Definition Wet tbewerbspo l i t i k , Fu­
sionskontrolle, Forschungspolitik, Subventionen, die Internalisierung externer Ef­
fekte und Regulierung natürlicher M o n o p o l e ein. Nicht mehr zur Industriepolitik 
zählt auch bei wei terer Definition die Einflußnahme des Staates auf Unterneh­
merverhalten, nicht um die wirtschaftl iche Effizienz zu steigern (Marktversagen 
zu korrigieren), sondern um Ziele wie Umverteilung, politische Stabil i tät zu er­
reichen. Industriepolitik bezieht sich nicht nur auf den Industriesektor im Sinne 
der Volkswirtschaftl ichen Gesamtrechnung, sondern auch auf Banken, Post, 
Bahn, Bauwirtschaft usw Da diese Politikbereiche sehr umfassend sind, können 
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sie nicht alle im vor l iegenden Survey abgedeckt wer­
den') . 

DIE ENTWICKLUNG DER INDUSTRIE­
ÖKONOMIE 

DIE W A H L EINER SPIELKLASSE U N D IHRE 

B E G R Ü N D U N G 

Die Industrieökonomie wurde in den letzten Jahrzehn­
ten zu einer der dynamischesten und theoretisch ange­
sehensten Sparte der Ökonomie. Sie löste sich damit 
von ihrem Image, kasuistisch, theorielern und metho­
disch unsauber zwischen Mikro- und Makrotheor ie zu 
liegen und an einem einseitigen Paradigma (Struktur-
Verhalten-Ergebnis-Paradigma) festzuhalten Zu diesem 
W ä n d e ! trug vor allem die Einbeziehung der Spieltheo­
rie in die industrieökonomie bei Kaum eine Handlungs­
sequenz, eine Mark t fo rm, ja eine denkbare Markts i tua-
f ion wurde nicht bereits in einem spieltheoretischen M o ­
dell nachgebi ldet . Aus der Industrieökonomie gingen 
die Konzepte der Spieltheorie in andere Politikbereiche 
über, sodaß heute auch Geldpol i t ik, Fiskalpolitik, Ar­
beitslosigkeit, Außenhandelspol i t ik, Umweltverschmut­
zung, Kredi tvergaben, Forschung usw. als „Sp ie l " dar­
gestellt werden 

Der Einstieg der Spieltheorie in die Wirtschaftstheorie 
über die Industrieökonomie ist kein Zufal l . Die Spieltheo­
rie stellt eine Situation dar , in der mehrere intelligente 
Entscheidungsträger jeder für sich eine Zielfunktion maxi-
mieren und wissen, daß andere „Spieler" das gleichzei­
tig auch tun. Die Handlung der Mitspieler in die eigene 
Opt imierung einzubeziehen („strategische Interaktion") 
ist der wicht ige Zusatzbei t rag der Spieltheorie Op t ima­
les Ergebnis ist nicht eine Situation, die den einzelnen 
isoliert zufriedenstellt (mit Rücksicht nur auf die Rahmen­
bed ingungen; hier „ N a t u r " genannt), sondern jeder Ent­
scheidungsträger muß eine Situation suchen, in der auch 
der andere seine Handlungen unter den gegebenen 
Umständen als die beste W a h l betrachtet : in der Termi­
nologie der Spieltheorie ein „Gleichgewicht". Ein 
Gle ichgewicht ist ein Ergebnis, in dem jeder Spieler die 
aus eigener Sicht opt imale W a h l getroffen hat, unter der 
Bedingung, daß der Spielpartner selbst sein Opt imum 
gewäh l t hat. Diese Bedingung, daß die opt imale W a h l 
des Spielers A erst durch die Handlung des Spielers B 
definiert ist und umgekehrt, ist typisch für die moderne In­
dustrie: Unternehmen sind meist nicht so klein, daß die 
eigene Aktion keine Reaktion auslösen würde , sie sind 
aber auch nicht so groß, daß ihre Aktionen nur durch 
vorgegebene leblose exogene Größen beschränkt w ä -

') Ausgek lammer t b le iben hier vo r a l lem d ie Regul ierung natür l icher 

M o n o p o l e und d ie P r i n z i p a l - A g e n t - M o d e l l e ; für d iese Bere iche l iegen 

mit Train (19941 b z w Laffont - Tirole 11994) berei ts g r u n d l e g e n d e 

Lehrbücher vor . 

Der Spieltypus: Nicht kooperative Spiele 

Die Spieltheorie unterscheidet mehrere Spielkiassen je 
nach Zahl der Spieler, Dauer des Spieles, W a h l einer 
Mengen - oder Preisstrategie, Informationsstand, A b ­
fo lge der Entscheidungen usw Die wichtigste Unter­
teilung ist jene in Spiele, die b indende Vereinbarungen 
zulassen (kooperative Spiele), und solche, in denen 
die Spieler (Unternehmen) keine bindende Vereinba­
rung treffen können. Die industrieökonomie konzen­
triert sich auf die nicht kooperativen Spiele. Das aus 
der politischen Ökonomie kommende Standardbei ­
spiel dafür ist das „Gefangenend i lemma" : Zwei Ver­
brecher werden getrennt verhört und erhal ten, wenn 
sie jeweils allein gestehen, eine Minimalstrafe Ein 
Spieler erhält aber für den Fall, daß nur der andere 
gesteht, eine hohe Strafe. Folge ist, daß beide geste­
hen; das ist gut für die Gesellschaft, aber ein Dilemma 
für die Betroffenen. Das Ergebnis hält bei jeder nicht 
einklagbaren Vorvereinbarung, es ändert sich erst bei 
einer bindenden Vereinbarung oder bei Erweiterung 
des Spielhorizonts (und der Mögl ichkeit zu späterer 
Bestrafung). 

ren (unbewegliche Rahmenbedingungen}.. Strategische 
Interaktionen, das Wissen um und die Reaktion au/e inen 
intell igenten Mitspieler, sind der Regelfall 

Unter den Spiel typen, die von der Theorie angeboten 
we rden , befaßt sich die Industrieökonomie vor allem mit 
den nicht kooperat iven Spielen In diesen Mode l len 
sind Vorinformationen und Absichtserklärungen, aber 
keine bindenden Vert räge möglich Auch diese W a h l 
erscheint richtig: Zwar sind in der Wir tschaf t Vert räge 
unumgängl ich; zwischen selbständigen Unternehmen 
sind Vert räge zur Festlegung der wichtigsten Konkur­
renzparameter (Preise und Mengen , aber auch Abspra­
chen über Marktsegmente, W e r b u n g , Diskonte) durch 
das Wet tbewerbsrech t jedoch verboten Zudem ist die 
Praxis der modernen Industrie so komplex, daß neben 
der expliziten Vereinbarung immer ein breiter Hand­
lungsspielraum bleibt, in dem unter Umgehung, aber 
ohne Verletzung des Vertrags seine Wirksamkeit unter­
höhlt we rden kann. Mi t dieser von der Beobachtung 
gestützten Aussage („stylized fact") läßt sich Proposi­
t ion I formulieren, die bereits als wichtiges Ergebnis des 
Einflusses der Spieltheorie gesehen werden könnte: 

Proposition U Ein zwischen selbständigen, rivalisieren­
den Unternehmen geschlossener Vertrag ist langfristig 
nur dann erfolgreich, wenn er im Interesse beider Ver­
tragspartner steht. Das Vertragsziel wird nur erreicht, 
wenn es ein Gleichgewicht in einem nicht kooperativen 
Spiel darstellt, also auch ohne bindenden Vertrag zu 
erreichen wäre. Andere Verträge sind, auch wenn sie 
rechtlich bindend sind, ökonomisch unbedeutend („Ver­
tragsineffizienzthese"!. 
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Diese Proposition wi rd in der theoretischen Industrie­
ökonomie nicht bewiesen und gilt in der Realität nur 
tendenziell 2). Sie begründet als implizite Hypothese die 
Konzentrat ion der Forschungsanstrengungen einer Wis ­
senschaftssparte auf eine Spielklasse Prinzipiell wä re 
Proposition 1 auch empirisch wider legbar , das ist aber 
bisher nicht geschehen Sie reduziert die Bedeutung 
des Rechtssystems für die moderne Industriewelt - die­
ses sollte ja garant ieren, daß ein Vert rag auch gehal ten 
w i rd , wenn er nicht oder nicht mehr im Interesse eines 
Partners ist N o c h relevanter erscheint die Ineffizienz-
these für das Verhältnis zwischen Staat und Unterneh­
men, d a der Staat dazu neigt, nach Abschluß des expl i ­
ziten oder impliziten Vertrags mit einem Unternehmen 
der Vollziehung geringe Aufmerksamkeit zu schenken, 
dies drückt Proposition 1A aus: 

Proposition JA-, Wenn ein industriepolitischer Eingriff 
nicht auch im Interesse des Unternehmens ist und kein 
Mechanismus (Steuer, Incentives) gefunden wird, der 
dieses Interesse zwingend herstellt, wird das Politikziel 
nicht erreicht. 

N E U D E F I N I T I O N ZENTRALER BEGRIFFE DER 

WETTBEWERBSPOLITIK 

Die erste Skizze für eine Brücke zwischen der von der 
Spieltheorie durchfluteten Industrieökonomie und der 
Wirtschaftspol i t ik liegt für die Wet tbewerbspo l i t i k vor 

Zusammenarbeit (Kollusion) in nicht kooperativen 
Spielen 

Nicht kooperat ive Spieie sind Spiele, in denen keine 
bindenden Vereinbarungen getroffen werden können. 
Aber auch hier ist ein Verständnis der Spieler möglich, 
daß hohe Preise höhere Gewinne bedeuten (implizite 
Kollusion, also ein Einverständnis, das ohne G e ­
spräch, Vereinbarung oder Vertrag zustande kommt) 
Jedes Unternehmen könnte zwar im Augenblick mehr 
gewinnen, wenn es den Preis unterschreitet (d. h. vom 
kollusiven Gle ichgewicht „defekt ier t" ) ; langfristig ist 
das aber schädlich, wei l dann die anderen Unterneh­
men reagieren und einen niedrigen Preis setzen (Straf­
szenario). Ein Preispaar ist dann als Kollusionsgleich-
gewicht in einem nicht kooperat iven Spiel (KGNK) 
hal tbar, wenn der einmalige Gewinn durch Unterbie­
tung zusammen mit dem künftigen Gewinn im Straf­
szenario kleiner ist als der Gewinn aus anhal tender 
Kooperat ion 

: 1 Die b e s t e h e n d e n ver t rag l i chen B indungen g e h e n in d ie Rahmenbe­

d i n g u n g e n des nicht koope ra t i ven Spieles ein. Die W a h ! de r Klasse 

de r nicht koope ra t i ven Spiele entspr icht d e m U m s t a n d , d a ß sich d ie 

Indust r ieökonomie speziel l mit jenen Problemen be faß t , d ie „ansch l ie ­

ß e n d " au f t r e ten , g e r a d e we i l nicht a l le Detai ls ver t rag l i ch f ix iert we r ­

d e n können 

[Phlips, 1995) Sie bietet eine neue Abgrenzung für wet t ­
bewerbspol i t isch unbedenkliches Verhalten und unter­
legt den Begriff des „abgest immten Verhal tens" mit 
einem neuen, wenn auch nicht immer eindeutigen Inhalt 
In beiden Punkten folgen die Propositionen 2 und 3 der 
Tendenz nach Phlips (1995), jedoch nicht im Detai l : 

Proposition 2: Die Wettbewerbsbehörden haben fest­
zustellen, wann ein unbedenkliches Verhalten („norma­
les Verhalten") vorliegt Das nicht kollusive Gleichge­
wicht in einem nicht kooperativen Spiel (NKGNK) eignet 
sich am besten für diese Norm „Mehr Konkurrenz als in 
einem NKGNK soll die Wettbewerbsbehörde nicht ver­
langen." Diese neue Abgrenzung kann von allen bishe­
rigen Leitbildern (gesamtgesellschaftlicher Rente, Konsu­
mentenwohlfahrt, First-best-Optimum, Second-best-Op-
timum) abweichen3). 

Für den in der Spieltheorie erfahrenen Industrieökono­
men ist das logisch konsequent E rwäh l t die Spielklasse 
der nicht kooperat iven Spiele, schließt also b indende 
Vert räge aus. Dann sucht und f indet er ein oder mehre­
re Gle ichgewichte, in denen es keine explizite oder im­
plizite Kollusion gibt. Sie charakterisieren optimales Ver­
halten der Unternehmen unter den gegebenen Rahmen­
bedingungen, d h. Kosten und Nach f rage , Zahl der 
Spieler, Strategieraum, Spiel länge und -klasse. Mehr 
Konkurrenzgeist, also ein nicht kooperatives Spiel zu 
spielen und in diesem keine implizite Kooperat ion anzu­
streben oder anstreben zu können, sollte daher auch 
die We t tbewerbsbehö rde nicht ver langen. Phlips skiz­
ziert diesen Gedanken anhand eines Zweistufenspieles 
mit freiem Eintritt in der ersten Stufe Die Technologie 
(Höhe der Fixkosten) und die Nach f rage entscheiden 
dann , wieviele Markttei lnehmer es gibt, o b und wiewei t 
die Preise über den Grenzkosten l iegen. 

Dennoch ist die W a h l des N K G N K als Referenzmodell 
der Wet tbewerbspo l i t i k - w ie auch Phlips betont - nicht 
ganz selbstverständlich Sie impliziert, daß die Regulie­
rungsbehörde nicht mehr als sozialer Planer verstanden 
w i rd , der das Pareto-Optimum durchsetzen wi l l . Damit 
kann es Situationen geben , in denen die Preise über den 
Grenzkosten (Marktmacht) und eventuell sogar über 
den Durchschnittskosten liegen Nicht das First-best-
Opt imum und das Second-besf-Opt imum sind Ziel der 
Wet tbewerbspo l i t i k , sondern das (nicht kollusive) 
Gleichgewicht in einem nicht kooperativen Spiel 

3) M e h r als das Erreichen eines compet i l i ven N a s h - G l e i c h g e w i c h t e s 

im stat ischen Spie l kann man nicht ve r l angen W e n n 'no rma l compet i -

t i on ' das Ziel des Anti-Trust-Prozesses ist, d a n n sol l te sie d ie Eigen­

schat ten des kompet i t i ven N a s h equi l ibr ium lin Ve rb i ndung mit dem 

Satz zuvor : des 's ing le shot g a m e ' l h a b e n " IPhlips, 1995, S i l ) 

Anges ichts de r V ie lzahl de r N a s h - G l e i c h g e w i c h t e füg t Phlips e inen 

N a c h s a t z h inzu: ...Gemeint ist ein per fek tes nicht kooperatives und 

kompetitives Nash-Gleichgewicht (mit Preis o d e r O u t p u t als Strategie) 

in e inem zwe is tu f igen Sp ie l , in dessen erster Stufe d ie Mark ts t ruk tu r 

best immt w i r d . " 
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Nicht kollusive Gleichgewichte 

Gib t es keine explizite Kollusion (Vereinbarungen) und 
auch keine implizite Kollusion (Einverständnis, daß der 
Verzicht auf niedrige Preise bzw. hohe Gewinne lang­
fristig rentabel ist), so spricht man von einem nicht kol-
lusiven Gleichgewicht im nicht kooperat iven Spiel 
(NKGNK) Selbst die jeweil igen N K G N K verschiede­
ner Spiele können sehr unterschiedliche Gewinne auf­
weisen Ein homogenes Preisspiel mit symmetrischen 
Unternehmen, linearen Kosten, homogenem Produkt 
bringt nur die Normalverzinsung des Kapitals, aber 
keine Gewinne . W e n n Preiswettbewerb die entschei­
dende Strategie ist, sinken die Preise in Richtung 
Grenzkosten.. Auf Märk ten , auf denen Unternehmen 
die M e n g e als strategische Variable wählen (oder auf 
denen zunächst die Kapazi tät gewäh l t werden muß), 
können besonders größere Unternehmen einen Auf­
schlag auf die Vollkosten als Preis durchsetzen. Bei 
freiem Marktzutr i t t gehen die Gewinne nie über die 
Kapitalverzinsung hinaus, aber die Preise können über 
den Grenzkosten liegen Bei hohen Fixkosten, die bei 
Marktaustr i t t nicht zurückerlöst w e r d e n , können natür­
liche O l i gopo le oder M o n o p o l e entstehen.. 

Der große Unsicherheitsspielraum in der W a h l des 
N K G N K liegt in der Vielzahl der möglichen nicht 
kooperat iven Spiele, von denen jedes eines oder meh­
rere Gle ichgewichte hat. Phlips weiß um dieses Pro­
blem, lotet es aber nicht aus. Er schränkt zwei fach die 
Model lk lasse ein: zum einen deutl ich, wenn er die Klas­
se der zweistuf igen Spiele hervorhebt, in denen in der 
ersten Stufe die Marktstruktur gewäh l t w i rd und in der 
zwei ten ein Preis- oder Outputspiel gespielt w i rd Zum 
anderen setzt er e twas vage den Begriff „nicht kollusi-
ves Gle ichgewicht " mit „Gle ichgewicht im statischen 
Spie l" gleich. 

Bekannt ist, daß im statischen, homogenen Bertrand-
Spiel die Gewinne Nul l sind und im Cournot-Spiel ohne 
freien Eintritt positiv (Preis höher als Grenzkosten oder 
Durchschittskosten) Eine besonders interessante Grup­
pe sind — wie erwähnt - die Zweistufenspiele, in denen 
die Eintrittsentscheidung in der ersten Stufe in Abhän­
gigkeit von der Spielsituation in der zwei ten Stufe fällt. 
Sutton (1992) widmet sich dieser Model lk lasse. In einem 
homogenen Bertrand-Spiel tritt, wenn Sunk Costs 4) (ver­
lorene Kosten) vor l iegen, in der zweiten Stufe (die 
Grenzkosten sind gleich dem Preis) trotz freien Mark t -

4) Sunk Costs sind Kos ten , d ie be i Mark te in t r i t t a n f a l l e n , a b e r be i 

Ma rk taus t r i t t nicht w i e d e r z u r ü c k g e w o n n e n w e r d e n können Lastkraft­

w a g e n sind ein Beispiel für re lat iv n iedr ige Sunk Costs (es g ib t e inen 

Sekundärmark t für g e b r a u c h t e Lkw). W e r b e k o s t e n sind fast vo l l s tän­

d i g . „ver loren" , w e n n d a s Un te rnehmen d e n M a r k t ver läß t , 

im Ber t rand-Sp ie l v e r w e n d e n d ie Un fe rnehmen d e n Preis als Akt ions­

va r i ab le , im Cou rno t -Sp ie l d ie M e n g e (der Preis e rg ib t sich d a n n ! 

First-best-Optimum und Second-best-Optimum 

Im First-best-Optimum (FBO) ist der Preis gleich den 
Grenzkosten. Dieser Zustand ist für die Gesel lschaft 
opt imal , wei l der Preis die Wer tschätzung des Konsu­
menten angibt und die Grenzkosten den Ressourcen­
verbrauch W o Wer tschätzung und Ressourcenver­
brauch gerade gleich sind, liegt das gesellschaftl iche 
Optimum. Problematisch wi rd das Konzept des FBO, 
wenn es Fixkosten gibt, die nicht gedeckt sind.. Der 
Staat müßte den Verlust des Unternehmens durch eine 
Subvention abdecken; dies w i rd aber oft für nicht 
sinnvoll gehal ten. Ein mögliches Ziel der Politik ist 
dann, die gesamtgesellschaftl iche Woh l fah r t zu opt i ­
mieren, unter der Nebenbed ingung , daß kein Verlust 
auftritt In einem solchen Second-best-Opt imum ist die 
gesamtgesellschaftl iche Woh l fah r t (die Summe aus 
Unternehmergewinn und Konsumentenrente) kleiner 
als im FBO, aber es ist keine Subvention nöt ig. 

Zutrittes nur genau ein Unternehmen ein, und es erzielt 
Monopo lgew inne . W e n n es andererseits keine verlo­
renen Kosten gibt , erzielt das Unternehmen keine G e ­
winne (contestable market). Die Spannweite möglicher 
N K G N K ist hier extrem. Näher zusammen liegen die 
Prognosen im Cournot-Fal l , obwoh l auch hier Fixkosten, 
Produktdifferenzierung und Asymmetrie der Kosten über 
die Price Cost Marg in und die Gewinne entscheiden 

Ein wicht iger Einwand gegen die mechanistische An­
wendung des N K G N K als neues Referenzmodell liegt 
dar in , daß aktive Unternehmen die Spielsituation verän­
dern Sie investieren in die Umwandlung ihres Marktes 
von einem „schlechten" in ein „gu tes" Spiel Sie wol len 
die Zahl der Markttei lnehmer verringern, die Segment­
grenzen vert iefen, Führungspositionen (von Mengen , 
Preisen, Standards) erreichen, Eintrittsbarrieren erhö­
hen, vielleicht auch Mengenstrategien durchsetzen und 
Preisstrategien vermeiden G e r a d e der Spieltheorie 
darf man nicht vorwerfen, sie würde das übersehen: Sie 
modelliert solche Vorgänge immer wieder , besonders in 
mehrstufigen strategischen Spielen (diesmal bedeutet 
„s t rategisch" eine Veränderung des Stufenspieles in 
späteren Perioden durch eine Aktivität in der ersten Pe­
riode). Ergebnis ist eine Vielfalt von Gle ichgewichten, 
die alle nicht durch Kollusion zustande kommen, aber 
doch sehr unterschiedlich sind. 

Proposition 2A-. Tätigkeiten von Unternehmen zur Errei­
chung einer besseren Spielsituation sollten (auch wenn 
diese sich in der erreichten Spielsituation nicht kollusiv 
verhalten) im Einzelfall der Kontrolle durch die Wettbe­
werbsbehörde unterliegen. Strategien zur Erzeugung 
einer bestimmten Marktsituation (Marktsegmentierung, 
Fixierung der Menge als Aktionsparameter anstelle der 
Preise usw) sind für das Verhältnis von Preisen zu 
Grenzkosten oder für die Erzielung eines überdurch-
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schnittlichen Gewinns ebenso wichtig wie der Grad der 
Kollusion innerhalb eines fixierten Modells. 

Die Akzeptanz des N K G N K als neues Referenzmodell 
für die Wet tbewerbspol i t i k wi rd schließlich auch durch 
das Verhältnis zwischen Wet tbewerbspol i t i k und Regu­
lierungspolitik eingeschränkt. Ein N K G N K ist für die 
Wet tbewerbspol i t i k leicht zu akzept ieren, wenn sie nur 
für das Verbot wet tbewerbsbeschränkender Vereinba­
rungen oder des Mißbrauchs einer marktbeherrschen­
den Stellung verantwort l ich ist. Gleichzeit ig werden na­
türliche M o n o p o l e - M o n o p o l e aus technischer Not ­
wendigkei t - von einer anderen Politiksparte, der Regu­
lierungspolitik, überwacht In diesem Fall ist das N K G N K 
tatsächlich alles, was die We t tbewerbsbehö rde verlan­
gen kann; Vereinbarungen oder Mißbrauch (Verschul­
den) liegen nicht vor. Die Regulierungsbehörde hat dann 
den W e g zum First- oder Second-best-Opt imum durch­
zusetzen. Definiert man Wet tbewerbspo l i t i k umfassen­
der, so sollte die We t tbewerbsbehö rde beide Umstän­
de auseinanderhalten (Abweichung von N K G N K oder 
vom First- bzw Second-best-Optimum), kann sich aber 
nicht auf Feststellung des ersten beschränken 

Proposition 2B-. Das NKGNK ist als Maß zur Beurtei­
lung von wettbewerbspolitisch bedenklichem (schuld­
haftem) Verhalten von Unternehmen geeignet. Wenn 
das NKGNK positive Gewinne impliziert, kann man den 
Unternehmen nicht unterstellen, sie hätten Absprachen 
getroffen oder ihr Verhalten abgestimmt Sollten die 
Marktbedingungen eine große Abweichung vom First­
oder Second-best-Optimum ergeben, liegt aber den­
noch eine Regulierungsaufgabe vor. Sie kann von einer 
„Abteilung" der Wettbewerbsbehörde oder einer eige­
nen Regulierungsbehörde erfüllt werden 

Der Begriff des „abgest immten Verhal tens" (concerted 
practices) ist ein Kernpunkt der Wet tbewerbspo l i t i k : 
Unternehmen verhalten sich ohne explizite Vereinba­
rung so, daß das opt imale Wet tbewerbsergebn is nicht 
erreicht w i rd , also e twa die Produktion geringer und die 
Preise höher sind als im Konkurrenzmodell (oder in 
einem anderen Referenzmodell, das wet tbewerbspo l i ­
tisch unbedenkliches Verhalten impliziert). 

Proposition 3: Kollusive Gleichgewichte in nicht koope­
rativen Spielen (KGNK) entsprechen in der Spieltheorie 
dem abgestimmten Verhalten in der Literatur über Wett­
bewerbspolitik. 

Behörden haben besonders nach europäischem Recht 
auch die Au fgabe , abgestimmtes Verhalten - also eine 
implizite Festlegung von Parametern, die den W e t t b e ­
w e r b e twa durch Produktionszurückhaltung und höhere 
Preise beschränken - zu verhindern Nicht kooperat ive 
Spiele zeigen, w ie solche Verhaltensweisen ohne direk­
te Absprachen, aber durch Festlegung von Strategien 
möglich sind, die das bisherige Verhalten der anderen 
Markttei lnehmer in die Strategie einbeziehen Bei un­

endlichem Horizont des Spiels, hohen Diskontfaktoren 
und möglichen Strafstrategien gibt es breiten Raum für 
gewinnerhöhende Strategien 

Nach der Spieltheorie können „kollusive" Lösungen im 
Sinne von Gle ichgewichten, die für die Spieler günstiger 
sind als das Wet tbewerbsmode l l (und auch als das 
Gleichgewicht im statischen Einstufenspiel) ohne explizi­
te Kooperat ion (Verträge) erreicht we rden . Der Mecha ­
nismus liegt dar in , die Spielstrategie von der Geschich­
te des Spieles abhäng ig (history dependent strategies) 
zu machen. „Kooper iere, wenn der andere kooperiert 
hat, strafe ihn, wenn er gefehlt hat " , ist eine Mög l i ch ­
keit (Tit for Tat, Trigger, Zuckerbrot und Peitsche). 

W i e die Literatur der Superspiele 5) zeigt, ist es für ge­
duldige Akteure möglich, viele Punkte als Gleichgewicht 
durchzusetzen, die für die Spieler günstiger sind als das 
N K G N K , indem der Spieler einen solchen Punkt wähl t , 
solange ihn der andere auch wäh l t , und eine Strafe 
wäh l t , wenn ein Spieler abweicht Für die Gesellschaft 
ist das Ergebnis ungünstig: Die Summe aus den Gew in ­
nen der Spieler und der Konsumentenrente sinkt durch 
diese implizite Kollusion W iewe i t diese Neigung zur im­
pliziten Kollusion auch in langen, endlichen Spielen ge­
geben ist, ist nicht unumstritten Der Mechanismus der 
Backward Induction setzt die Trennlinie zwischen Kon­
kurrenz und Kollusion erst beim Ubergang von endli­
chem zu unendlichem Horizont.. Experimente sehen ihn 
früher; in der Theorie gibt es erfolgreiche, wenn auch 
nicht immer plausibel kl ingende Mode l le von Kollusion 
in endlichen Spielen 0) 

Proposition 4-, Abgestimmtes Verhalten ist einfacher, /e 
länger der Zeithorizont des Spieles und je größer die 
Geduld der Akteure ist, je stärker der Markt wächst 
und je stabiler das Wachstum ist. Die Wahrscheinlich­
keit von abgestimmtem Verhalten sinkt mit der Zahl der 
Unternehmen Der Abstand zwischen kollusivem und 
kompetitivem Preis ist größer, wenn der Preis und nicht 
die Menge der zentrale Konkurrenzfaktor ist. 

Zwei Gruppen von Var iablen bestimmen die Mögl ich­
keit von Kollusion in Superspielen: der Diskontfaktor 
(und seine Einflußgrößen), die Höhe der Kollusionsge-
winne und die Höhe der Strafe 

Der Diskontfaktor 7) grenzt ein, o b und gegebenenfal ls 
w ie kollusive Gle ichgewichte möglich sind. Geht er ge-

5) Unter Supersp ie len vers teht man d ie unendl iche W i e d e r h o l u n g 

eines ident ischen Stufenspiels 
6) Kol lusion ist nach d iesen M o d e l l e n mögl ich be i Unsicherhei t über 

d ie Zie le des a n d e r e n , I r ra t iona l i tä t und w e n n es e inem Unternehmen 

ge l ing t , eine Reputa t ion a u f z u b a u e n 

A Der Diskont fak tor s teht für d ie . . G e d u l d " d e r Un te rnehmen : G e h t er 

g e g e n 1. so sind künf t ige G e w i n n e g le ich w ich t i g w i e heut ige G e w i n ­

ne , g e h t er g e g e n 0, so zäh l t nur d e r heut ige G e w i n n Der Diskontfak-

to r ist def in ier t als ; — - — , w o b e i r de r Z inssatz ist 
1 + r' 
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Backward Inducfion 

Spiele mit einer größeren, aber endlichen Zahl von Zü­
gen werden am besten durch Lösung des Spieles der 
fetzten Stufe begonnen. Das Ergebnis wi rd dann be­
nützt, um in vorletzter Stufe zur Lösung zu kommen 
usw. Durch diese M e t h o d e fäilt oft das Ergebnis des 
Einstufenspieles mit jenem der Mehrstufenspiele zu­
sammen So ist z. B. Kollusion in endlichen Mehrstu­
fenspielen schwierig, wei l in der letzten Periode De­
fektion nicht mehr bestraft w i rd . Dann gibt es aber 
auch in der vorletzten Periode keine Strafe usw Das 
Ergebnis klingt nicht sehr plausibel, es wurde auch in 
Experimenten widerlegt,- schließlich hat die Theorie 
gezeigt , daß kleine Modi f ikat ionen der Bedingungen 
(kleine Unsicherheit, Irrationalität u.a.) Kollusion in lan­
gen , endlichen Spielen begründen können Auch Tit-
for-Tat Strategien — jeder imitiert die Aktion des ande­
ren aus der Vorper iode - werden als empirisch plausi­
bel angesehen.. 

gen 1 (sehr hohes Gewich t der Zukunft), dann ist immer 
ein kollusives Gleichgewicht möglich Der Diskontfaktor 
in seiner „ re insten" Form ist eine psychologische Eigen­
schaft In jeder realen Appl ikat ion muß er die Zeitdimen­
sion berücksichtigen, fällt a lso, je länger die diskrete Pe­
riode gewäh l t w i rd Die W a h l der Periodenlänge sollte 
w ieder nicht willkürlich er fo lgen, sondern der realen 
Entscheidungsperiode angepaßt sein (sie ist für Aktien­
käufe kurz, für Preisentscheidungen länger, für Produk­
tions- und Investitionsentscheidungen ist das Jahr die 
geeignete Zeiteinheit). Damit sollte die Kollusionsmög-
lichkeit für Preisentscheidungen tendenziell größer sein 
als für Mengenentscheidungen und für diese größer als 
für Kapazitätsentscheidungen. 

Die zwei te G r u p p e sind die möglichen Defektionsge­
winne. Sie sind generell größer, wenn es wenige Mark t ­
teilnehmer gibt , wenn ein „sehr kollusiver Punkt" ge­
wäh l t w i rd und wenn der nicht kollusive Punkt sehr unat­
traktiv ist (wie z.. B.. im homogenen Bertrand-Fall, in dem 
die Gewinne Null sind) Die Überlegung wi rd aber kom­
plex dadurch , daß mit der Höhe der Defektionsgewinne 
auch die Härte der Strafe steigt Der kombinierte Einfluß 
der beiden Größen birgt durchaus Überraschungen. So 
sinkt zwar die Kollusion im Cournot- und im Bertrand-
Fall mit der Zahl der Unternehmen («), die Kollusions-
möglichkeit ist im Bertrand-Fall erwartungsgemäß bei 
n = 1 größer, a b n = 3 jedoch im Cournot-Fal l . Bran­
chenwachstum begünstigt Kollusion, (Uberlebens-)Unsi-
cherheit reduziert die Kollusion, Produktdifferenzierung 
kann in beide Richtungen führen 

W e l c h e Konsequenzen hat die Wet tbewerbspo l i t i k 
daraus zu ziehen? 

• Märk te , auf denen wenige Unternehmen agieren, 
sind stärker kollusionsgefährdet 

• Märk te , auf denen der Preis die Aktionsvariable ist, 
sind genauer zu beachten W o die Diskrepanz zwi ­
schen kollusivem und nicht kollusivem Preis hoch ist, 
müßte die Politik strenger überwachen. Wachsende 
Märk te sollen kritischer gesehen we rden , ebenso 
solche mit sehr stabilem Wachs tum. G e r a d e hier 
sollten auch die Voraussetzungen vor l iegen, um öko-
nometrisch und auch aus publizierten Gewinnda ten 
zu beurtei len, o b der erzielte Preis kollusiv ist oder 
nicht 

Jedenfalls hat die neue Industrieökonomie den Auto­
matismus der al ten Industrieökonomie aufgeweicht , daß 
auf Märk ten mit weniger Anbietern grundsätzl ich höhe­
re Gewinne erzielt werden 8 ) Die Zahl der Markt te i lneh­
mer besagt noch nicht, o b Preise oder Mengen gespielt 
werden , o b ein wiederhol tes oder mehrstufig strategi­
sches Spiel vorl iegt und o b Kollusion erfolgreich sein 
wi rd oder nicht. Freier Eintritt bedeutet nicht Nu l l -Ge­
winne. Die Vielfalt der Mögl ichkei ten würde an sich für 
die Aufhebung aller „Per-se"-Tatbestände im W e t t b e ­
werbsrecht sprechen. Phlips weist jedoch - im Zusam­
menhang mit dem Informationsaustausch als Begrün­
dung für Kollusionsverdacht - auf einen Vorteil der Per-
se-Tatbestände hin: Unternehmen wissen jedenfalls, 
w a s verboten ist (wenn auch solches Verhalten manch­
mal unbedenklich ist). 

Proposition 5: Die Spieltheorie kann viele, ja unbegrenzt 
vermehrbare Modelle bauen (Multiplizität der Modelle). 
Dennoch berechtigt das nicht zur alten Klage „im Oli-
gopoi ist alles möglich": Die Spieltheorie modelliert sehr 
genau, was unter welchen Umständen möglich ist. Für 
die Umsetzung in die Politik müssen dann robuste 
Prognosen gesucht werden: Was ist unter vielen Um­
ständen oder was ist gerade unter den in dieser Sparte 
gegebenen Umständen möglich? Und ist es wahr­
scheinlich, daß dies ohne Absprache zustande gekom­
men ist? 

Proposition 4 definiert Umstände, die abgestimmtes 
Verhalten vermutlich erleichtern.. Proposition 5 zeigt 
zwei W e g e auf, die zur Umsetzung der Theorie in die 
Politik gegangen werden und die Sutton (1992) vor­
schlägt: 

• M i t Detaiiwissen über Branchen kann der Forscher 
die relevanten Mode l le eingrenzen, wei l er weiß, 
wieviele Spieler sich betei l igen, w ie groß Kosten 
und Nach f rage sind, welche Strategien gewähl t 
werden 

8) Diese Ansicht w a r de r Kern des Struktur -Verhal ten-Ergebnis-Para-

d igmas de r a l t en Indust r ieökonomie : Aus de r Mark ts t ruk tu r Iz B Zah l 

de r Unternehmen) lasse sich immer das Ve rha l ten (z. B Preissetzer­

o d e r Preisnehmerverhalten) und aus diesem immer das Ergebnis (hohe 

o d e r n iedr ige G e w i n n e ! ab lesen 
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• Nur solche Prognosen sollen verwendet we rden , die 
von einer Vielzahl von Mode l len bestät igt we rden 
Zusätzlich kann man bei Kenntnis der Kosten- und 
der Nachfragekurve Ökonometrisch schätzen, w o 
der kollusive Preis liegt und den tatsächlichen Preis 
danach beurtei len. 

KONSEQUENZEN DER NEUEN INDU­
STRIEÖKONOMIE FÜR ZENTRALE 
WETTBEWERBSPOLITISCHE FRAGEN 

ZUR INFORMATIONSBESCHAFFUNG 

Der systematische Austausch von Informationen zwi ­
schen Unternehmen zählt zu den Akt ionen, die immer 
schon als wet tbewerbsbeschränkend angesehen wur­
den Unsicherheit und Erkennungslage verhindern Kollu­
sion, hieß es bereits in der „ a l t e n " Industrieökonomie 
Mult i lateraler Informationsaustausch ist in der EU nach 
Phlips (1995, S 9) „per se evidence of col lusion" Dieser 
wettbewerbspol i t ischen Sicht stand die „keynesiani-
sche" Sicht gegenüber, daß Informationsaustausch 
auch Unternehmererwartungen stabilisiert, Ungleichge­
wichte reduziert sowie Investitionen und Innovation för­
dern kann. 

Die Spieltheorie untersucht die vielfält igen Wirkungen 
des Informationsaustauschs dahin, o b das einzelne Un­
ternehmen Interesse an Informationen hat, ob es diese 
in einen Pool einbringen wi l l , was dies für Wi rkungen 
auf Gewinne , Konsumentenrente und Gesamtrente hat 
Die Ergebnisse hängen davon a b , o b die Informationen 
Kosten oder die Nach f rage betreffen, o b die Unterneh­
men M e n g e n - oder Preisstrategien spielen, o b Produkte 
Substitute oder Komplemente sind. 

Die eigentlich zu lösende Frage aus der Sicht der W e t t ­
bewerbspol i t ik ist: W a n n ist es im nicht kollusiven 
Gleichgewicht nicht interessant, Informationen zu 
poo len, im implizit kollusiven aber schon? Nur in diesen 
Fällen kann man empirisch beobachtbaren „systemati­
schen Informationsaustausch" als Beleg für Kollusion 
oder abgestimmtes Verhalten interpretieren. 

Die Vielzahl der Fälle, in denen Informationsbeschaf­
fung und -austausch auch in nicht kollusiven Gle ichge­
wichten vorteilhaft für die Unternehmen ist (und in man­
chen auch für die Gesamtrente), macht es nicht leicht, 
Informationsbeschaffung als Beweis für Kollusion heran­
zuziehen Die Mode l le zeigen al lerdings, daß der Aus­
tausch von Informationen über allgemeine Größen 
[Branchennachfrage, Branchenkosten) kritischer zu se­
hen ist als jener über Unternehmenskosten. Der Aus­
tausch von „p r iva ten" Kostenparametern kann die Effi­
zienz erhöhen (gleicher Branchenoutput, aber höherer 
Anteil des Unternehmens mit den niedrigeren Kosten; 
Shapiro, 1989) 

Auch die neuere Industrieökonomie wer te t Informa­
tionsaustausch als Voraussetzung für Kollusion und In­
format ionen, die für diesen Zweck gesammelt we rden , 
als Verstoß gegen den W e t t b e w e r b . Die Spieltheorie 
brachte das Wissen ein, daß Informationsbeschaffung 
auch im nicht kollusiven Gleichgewicht für das Unter­
nehmen und für die Gesel lschaft vortei lhaft sein kann, 
und untersucht, von welchen Umständen dies ab ­
hängt. O b diese Umstände vor l iegen, wi rd in vielen 
Fällen schwer zu beurteilen sein. O f t w i rd die Wei ter ­
g a b e von unternehmensspezifischen Informationen ins­
besondere über Umsätze, Exporte, Preise und Dis­
konte an den Konkurrenten als ein Indiz gewer te t 
werden können.. Die in einem Karte II verfahren ange­
klagten Unternehmen werden e inwenden, daß Infor­
mationen zur Vermeidung von Ungleichgewichten und 
für die Investitions- und Innovationstätigkeit Vorteile 
bringen 

DIE WERTUNG V O N GEHEIMEN RABATTEN 

Die tradit ionel le Wet tbewerbs theor ie sah geheime 
Rabatte (secret price cuts) als typisch für den Preis­
we t tbewerb von Ol igopol is ten In der Spieltheorie 
können sie als starker Hinweis für Kollusion gewer te t 
werden . In einem nicht kollusiven Nash-Gle ichgewicht 
(NKGNK) ist kein Platz für eine geheime Preissenkung 
(Phlips). 

PARALLELBEWEGUNGEN V O N PREISEN 

Paral lelbewegungen von Preisen gel ten in der tradit io­
nellen Wet tbewerbspo l i t i k als Hinweis für Preisabspra­
chen, d a individuelle Opt imierung in der Regel unter­
schiedliche Preise ergeben sollte Allerdings können 
Paral le lbewegungen auch sich allmählich ändernde 
Nash-Gie ichgewichfe w iedergeben , wenn sich die 
Mark tbed ingungen (Branchenlohn, Branchennachfrage) 
ändern. Die Parallelität ist ge rade typisch für Preise, die 
im Nash-Gle ichgewicht bestimmt werden Simultane 
Bewegung sollte daher nicht mehr als Per-se-Evidenz für 
Kollusion gesehen werden (Phlips).. 

PREDATION UND MARKTEINTRITT 

Mi t dem Eindringen der Spieltheorie in die Industrieöko­
nomie wurden im Mode l l die Mögl ichkei ten, durch 
Kampfpreise auf einem Mark t einen Konkurrenten zu 
eliminieren und dann den Preis zu erhöhen, sehr be­
schränkt Kampfpreise sind meist nicht praktikabel oder 
zumindest nicht die beste Strategie, um einen Konkur­
renten aus dem Mark t zu drängen oder am Markte in­
tritt zu hindern, wei l die Drohung mit einem Kampfpreis 
in aller Regel nicht teil spiel perfekt ist. Berechtigt ist die 
Kritik, daß auf Märk ten mit Seichtem Marktzutr i t t und 
-austritt (und leichtem Zugang zu Überbrückungskredi-
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ten) kein Raum für Predafion 9) ist, wenn es potentiel l und 
tatsächlich häufige Eintritte gibt N a c h der Spieltheorie 
lassen jedoch neue Mögl ichkeiten und Faktoren Preda-
tion zu: dann nämlich, wenn der Entrant nicht weiß, w ie 
stark das marktbeherrschende Unfernehmen ist. Dieses 
könnte dann tatsächlich einen Kampfpreis setzen, um 
seinen Kostenvorteil zu demonstrieren und eine Reputa­
tion aufzubauen, die spätere Eintritte oder Eintritte auf 
anderen Märk ten verhindert. Ohne Asymmetrie der In­
formationen in den Unternehmen, ohne unvollständige 
Information, ohne Sunk Costs und Reputationsprobleme 
ist Predation nicht gewinnbr ingend 

R A U M FÜR WETTBEWERBSPOLITIK D U R C H 

SPIELTHEORIE E I N G E E N G T ? 

W e g e n der Vielzahl der Mode l le wi rd der Spieltheorie 
vorgewor fen , sie würde jedes tatsächlich beobach tba ­
re Verhalten als Gleichgewicht darstel len können lund 
damit als rationales Handeln). Für die W e t t b e w e r b s p o ­
litik w ä r e es besonders einschränkend, jedes Verhalten 
als N K G N K zu interpretieren und gleichzeitig Proposi-
tioh 2 („unbedenkliches Verhalten") zu akzept ieren, in 
diesem Fall kann es keinen Verstoß gegen das W e t t b e ­
werbsrecht geben. 

Nun kann man tatsächlich viele Ereignisse als nicht kol­
lusive Gle ichgewichte modell ieren. Bei jeder gelunge­
nen Model l ierung ist jedoch erkennbar, welche Bedin­
gungen gegeben sein müssen, damit ein Verhalten ein 
nicht kollusives Gleichgewicht sein kann. Auf diesem 
W e g bildet sich ein Mosaikbi ld von Voraussetzungen, 
die notwendig sind, damit ein gewinnstarkes Gle ichge­
wicht auch auf nicht kollusivem W e g zustande kommt 
Andererseits zeigen die Mode l l e , welche Faktoren Kol­
lusion unterstützen. Aus beiden Faktorgruppen lassen 
sich alte und neue Anhaltspunkte über die Mot ive von 
Unternehmen herausschälen, die der We t t bewe rbsbe ­
hörde helfen, tatsächliche Vorgänge zu beurteilen 

Das Konzept der Teilspielperfektheit stellt einige Stan­
dardvermutungen der Wet tbewerbspo i i t i k in Frage Die 
Umstände, unter denen Unternehmen den Eintritt neuer 
Unternehmen verhindern (entry deterrence), Kampfprei­
se setzen (Predation) oder durch vertikale Integration 
den W e t t b e w e r b einschränken wol len (foreclosure), 
sind seltener als vermutet Dies schränkt den Ruf nach 
Wet tbewerbspo l i t i k ein. 

Hingegen können viele Praktiken, die früher als we t tbe ­
werbsfördernd ga l ten, w ie Diskontverbote, Tiefsfpreis-
garant ien, Meistbegünstigungsklauseln, Festlegung von 
Quo ten , f lache Kostenkurven, auch - besonders bei 

9 ] Der Begri f f Predat ion läßt sich kaum überse tzen (e twa . .räuberische 

Preise", ru inöse Preise"! Er beze ichne t e ine Preissenkung, um e inen 

Konkur ren ten aus einem best immten M a r k t zu d r ä n g e n und in de r Fol­

g e hohe Preise se tzen zu können . 

Teilspielperfektheit 

In mehrstufigen Spielen ist es sinnvoll, die beste Stra­
tegie für das ganze Spiel zu erarbei ten. Diese umfaßt 
mehrere Akt ionen, und zwar eine in jeder Stufe. Zu­
sammen sollen die Aktionen das beste Gesamtergeb­
nis erbringen (höchster Pay-off am Spielende, w o b e i 
dieser einmalig ausgezahlt we rden oder aus der Sum­
me von Perioden-Pay-offs bestehen kann) Uberra­
schenderweise sind manchmal Strategien vortei lhaft, 
die die Handlungsfreiheit in einer späteren Stufe ein­
schränken: Die Selbstbindung (Inflexibilität des Spie­
lers 1) veranlaßt den Mitspieler zu einer Handlungsän­
derung. W e n n ein Spieler weiß, daß der andere 
agressiv reagiert, verzichtet er auf die kleinste Kon­
frontat ion Dies bringt dem „Agressor" (in diesem Spiel 
ist er unflexibel, wei l er unabhängig von der Situation 
jedenfalls agressiv ist) den entscheidenden Vorteil 
W ü r d e der „Agressor" , nachdem seine Interessen be­
einträchtigt wurden , seine Reaktion noch einmal über­
denken, würde er nicht mit den stärksten Mit te in ant­
wor ten. 

In vielen realen Situationen ist diese Inflexibilität („un­
beirrbar aggressiv") letztlich doch nicht vortei lhaft ist 
Spieler 2 - wenn auch durch Irrtum oder Zufall - wirk­
lich in den Mark t eingetreten, so kann für Spieler 1 die 
Aggression die schlechtere Strategie sein als N a c h ­
giebigkeit (Akkomodation, Markttei lung). G ib t man 
diesem zweiten Gedanken nach, dann w a r die ge­
spielte Inflexibilität nur Schein und braucht nicht be­
achtet zu werden - in der Sprache der Spieltheorie: 
„d ie Inflexibilität w a r nicht tei lspielperfekt". In dem 
Teilspiel, das nach dem Markfeintr i t t beginnt, ist es 
also gewinnbr ingender, den Markteintr i f t zu dulden. 
W e n n das dem Eintrittwilligen bekannt ist, w i rd er im­
mer eintreten.. 

Durch die Vorteil haftig keit einer Einengung der W a h l ­
möglichkeiten unterscheidet sich die Spieltheorie deut­
lich von der Optimierungstheorie, in der nur ein Ent­
scheidungsträger gegen die „ N a t u r " optimiert. Er ist 
immer besser gestellt, wenn er f lexibel bleibt, also 
mehrere Opt ionen hat. In der Spieltheorie verändert 
der Partner die möglichen Opt ionen . Daß Selbstbin­
dung ein Vorteil sein kann, zeigt sich in der Praxis in 
der Delegat ion von Entscheidungen, öffentl ichen Fest­
legungen usw. 

längerer Spieldauer - kollusionsfördernd sein (Topsy-
turvy-Resultate) Geheime Rabatte, Selbstbindungstech­
niken, die die kurzfristigen Gewinne und den künftigen 
Handlungsspielraum einschränken, und Strategien zur 
Erhöhung der eigenen und fremden Kosten können so­
gar als starkes Indiz für Kollusion gesehen werden . 

Generel l zeigen Mehrstufenspiele, w ie man durch stra­
tegisches Verhalten Marktmacht systematisch aufbauen 
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kann Marktmacht ist damit nicht nur eine Folge von 
technischen oder durch Gesetze bedingten Eintrittsbar­
rieren, sondern kann strategisch erzeugt werden Mar­
tin (1994, S 8ff) betont diese Komponente und stellt sie 
der Lehrmeinung der Chicago-Schule gegenüber, daß 
Marktmacht immer nur temporär sei und dor t , w o sie 
dauerhafter sei, durch staatl ich geduldete oder gefor­
derte Eintrittsbarrieren unterlegt sein müsse. Dies faßt 
Proposition 6 zusammen: 

Proposition 6-, Das Eindringen der Spieltheorie in die In­
dustrieökonomie stellt die These der Chicago-Schule in 
Frage, daß Monopolmachf von Unternehmen nur ein 
sehr temporäres Phänomen sein könne, wenn der Staat 
sie nicht schütze Mehrstufenspiele zeigen, daß Unter­
nehmen Monopolmacht durch Kollusion oder strategi­
sche Investitionen aufbauen und dauerhaft machen 
können 

GEPLANTE BRUCKEN ZWISCHEN 
INDUSTRIEÖKONOMIE UND -POLITIK 

Zwischen Industrieökonomie und Wet tbewerbspol i t i k 
entsteht bereits eine Verbindung, zwei wei tere werden 
zwischen Randbereichen der industrieökonomie und 
der Industriepolitik entwor fen: die Brücke zwischen der 
innovationstheorie und der Forschungspolitik und jene 
zwischen der Theorie optimaler Anreizstrukturen und In­
stitutionen in der Industrie bzw Industriepolitik 

Innovationen werden in großer Vielfalt als Spiele mo­
dell iert, insbesondere als Mehrstufenspieie, in deren er­
ster Stufe die Unternehmen eine „strategische Entschei­
d u n g " treffen, um dann in der zweiten Stufe eine günsti­
gere Position zu haben Diese bessere Position kann 
sich in niedrigeren Kosten, höherer Nach f rage , Diffe­
renzierung des Marktes, niedriger Preiselastizität nie­
derschlagen. Es wi rd modell iert, w ie wicht ig es ist, ein 
„ Innovat ionsrennen" zu gewinnen, o b es temporäre 
oder dauerhaf te Vorteile für den Innovator gibt oder o b 
nicht der Imitator in der besseren Situation ist In der Pa­
tentpolit ik wi rd diskutiert, w ie der Trade-off zwischen 
Anreiz zu Innovationen und Diffusion von Innovationen 
zu gestalten wä re . Der Anreiz ist maximierf, wenn der 
Innovator die vollen Erträge lukrieren kann. Das dupl i­
ziert aber die Forschungsanstrengungen und bremst die 
Diffusion von Innovationen Ähnlich ist die Zusammen­
arbei t von Unternehmen in der Forschung zu beurteilen. 
Ein gängiger Kompromiß liegt dar in, Forschungs-Joint-
Ventures zu er lauben 1 0 ) , aber gleichzeitig die Zusam-

! 0 ) in d e n USA sind Joint Ventures a ls ve rdeck te Form de r Kol lusion 

per se v e r b o t e n , Research Joint Ventures müssen g e m e l d e t w e r d e n 

Iwomi t nur noch d e r ak tue l le S c h a d e n , nicht mehr d ie D re i f achs t ra fe " 

an fa l l en kann) In de r EU sind Research Joint Ventures pr inzipiel l er­

l aub t (Blocker laubnis seit 19841, auch d ie geme insame N u t z u n g neuer 

Produkte und Techno log ien , d ie aus einem Forschungs-Joint-Venture 

s tammen Die spä te re Zusammenarbe i t w i r d unter spezi f ische Regeln 

menarbeit in der Produktionsphase zu unterbinden Zu 
diesem Forschungsschwerpunkt entsteht laufend neue 
Literatur - der Literatur über spieltheoretische Innova­
tionsmodelle und ihre Konsequenzen für die For­
schungspolitik sollte ein eigener Survey gewidmet wer­
den 

Zu den tradit ionellen Schwerpunkten der Industriepolitik 
zählt die Förderung von bestimmten Investorengruppen: 
Klein- und Mi t te ibetr iebe, risikoreiche Investitionen, In­
vestitionen mit großen Mult ipl ikatoreffekten Zum Teil 
w i rd diese Politik in Mode l len der asymmetrischen Infor­
mation abgebi ldet : Demnach kann eine Unterversor­
gung der Unternehmen mit Kapital entstehen, wenn die 
Risken eines Marktes für den Außenseiter nicht ab ­
schätzbar sind Mögl ichkei ten, die Negat ivwirkung 
asymmetrischer Information zu beschränken, behandel t 
die „Prinzipal-Agent-Literafur" Diese Arbeiten sind inso­
fern polit ikrelevant, als sie die Ausgangslage für das 
Agieren von Industrieunternehmen real i tätsnah model­
lieren. Nach einem Hauptargument der Prinzipal-Agent-
Liferatur muß d ie Wirtschaftspoli t ik, aber auch der pri­
vate Investor davon ausgehen, daß er grundsätzl ich 
schlecht informiert ist und daß sein „Agen t " , den er zur 
Durchsetzung seiner Ziele benöt igt , besser informiert ist 
und eigene Ziele verfolgt Der zweite Beitrag für die 
Wirtschaftspol i t ik besteht dar in , w ie die Anreizmecha­
nismen gesetzt we rden , damit der „Agen t " die Ziele 
des „Prinzipals" verfolgt Hier entsteht eine Fülle von in­
teressanten Vorschlägen, die nicht immer leicht zu im­
plementieren sind Ein aktuelles Forschungsthema ist die 
Entwicklung optimaler Anreize in der Manageren t loh ­
nung (anläßlich der EARIE-Konferenz im September 
1996 in W i e n beschäft igen sich 15 von 200 Beiträgen 
mit diesem Thema). 

Proposition 7-. Der Wirtschaftspolitiker, der private Inve­
stor, die kapitalgebende Bank (der „Prinzipal") sind in 
der Regel schlechter informiert als der Akteur („Agent") 
Der Akteur hat eine andere Zielfunktion und maximiert 
diese. Nur bei sorgfältiger Strukturierung der Incentives 
wird der Agent sein überlegenes Wissen so einsetzen, 
daß die Ziele des Prinzipals verwirklicht werden 

Das tradit ionel le Dilemma der Industriepolitik besteht 
dar in , daß eine vorwärtsgerichtete oder auch nur ge­
sellschaftlich opt imale Industriepolitik die internalisie-
rung positiver externer Effekte zum Maßs tab und Ziel 
haben sollte, aber aus kurzfristiger Orient ierung oder 
asymmetrischer Perspektive veral tete, suboptimale 
Strukturen bewahren hilft Dieses Problem spricht die 
neue Industrieökonomie nicht an , d a sie in der Regel 
den Entscheidungsträger Staat nicht modell iert 

geste l l t , d ie u a v o n de r Intensität des W e t t b e w e r b s in de r Branche 

a b h ä n g e n [Martin, 1993, S. 378ff) Martin (1995) ze ig t , d a ß Research 

Joint Ventures a u c h d ie Zusammenarbe i t in de r Produkt ionsphase 

wahrsche in l icher machen 
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Die Prinzipal-Agent-Literatur betont, daß in einem Un­
ternehmen unterschiedliche Entscheidungsträger agie­
ren, die prinzipiell divergierende Zielfunktionen maximie-
ren Sie streicht den unterschiedlichen Informations-
sfand von Prinzipal und Agenten hervor und erarbeitet 
Mechanismen, w ie der Eigentümer seine Ziele gegen­
über dem besser informierten M a n a g e r durchsetzen 
kann Eine Übertragung dieses Gedankens auf den 
Staat als Träger der Industriepoütik f indet sich wei ter 
unten 

NICHT UMGESETZTE AUSSAGEN DER 
ÄLTEREN THEORIE 

Ein Uberblick über Beiträge der Theorie zur Politikge­
staltung konzentriert sich auf Innovationen durch neue 
theoretische Erkenntnisse Für die Politik ergibt sich dar­
aus insofern eine falsche Perspektive, als es nicht immer 
sinnvoll ist, die neuesten und noch nicht robusten Impli­
kationen durchzusetzen, wenn ältere, robustere Emp­
fehlungen noch nicht verwirklicht sind. In der Folge wer­
den einige solche Aussagen zitiert 

• Marktzutrift ist wichtiger als Preisregulierung. 

Die Aufdeckung von kollusiv überhöhten Preisen ist ge­
sellschaftlich erwünscht, aber oft schwierig und lang­
wierig Freier Marktzutr i t t senkt die Wahrscheinl ichkeit 
von Kollusion. Auf einem Mark t wie der EU mit 15 Län­
dern ist die Wahrscheinl ichkeit einer stabilen Kollusion 
gering Die große Differenz zwischen kollusivem und 
kompetitivem Ergebnis könnte zwar zu Absprachen ver­
leiten, implizite Kollusion dürfte aber ständig mit Markt ­
eintritten in einem der Mitgl iedsländer konfrontiert sein. 
Die größte Kollusionsgefahr besteht auf Märk ten , auf 
denen der Preis die Aktionsvariable ist, auf Märk ten mit 
hohen Economies of Scale, Branchenwachstum und 
großer Preistransparenz. Allerdings sollte implizite Kol­
lusion für die We t tbewerbsbehö rde erkennbar sein: aus 
Versuchen der Unternehmen, bestimmte Informationen 
auszutauschen oder durch geheime Rabatte den eige­
nen Marktante i l auszuweiten Ein anderes Indiz wä ren 
beschränkte Transportradien (z B der Zementindustrie 
e twa im EU-Raum und den USA). Markteintr i t t sollte ak­
tiv geförder t , die Grenzen zu Bill iglohnländern und zum 
Osten bewußt geöf fnet werden G e r a d e hier kann Lob-
bying gegen die Grenzöffnung auch schon als Indiz für 
Kollusion gewer te t we rden (wenn die Stückkosten nicht 
allzu unterschiedlich sindl 

• Hinter vielen Zutrittsbeschränkungen steht staatliches 
Recht oder Duldung 

Private Zutrittsbeschränkungen (Predation, foreclosu-
re 1 1 ) , enfry preventing strategies) sind selten gewinn-

" I Als fo rec losure w i r d e ine S t ra teg ie beze ichne t , be i de r ein Konkur­

rent du r ch ver t ika le Konzen t ra t i on z B mit d e n Rohstof f l ie feranten in 

seiner Ent fa l tung beh inder t w i r d 

br ingend, meist nicht die opt imale Strategie und langfri­
stig nicht leicht als Gleichgewicht zu halten So argu­
mentierte schon die Chicago-Schule, die alle Fälle von 
Konzentrat ion und blockiertem Eintritt auf Effizienzunter­
schiede zurückführen wol l te Die Spieltheorie hat ge­
zeigt, daß das nicht immer so ist.. Gle ichwohl sollte je­
der Mark t , in dem Kollusion vermutet w i r d , auf staatl ich 
geförder te oder tolerierte Beschränkungen abgetaste t 
we rden 

• Es gibt sehr wenige umfassende natürliche Mono­
pole 

Früher gal ten große Teile der Infrastruktur als natürli­
ches M o n o p o l . Die unabdingbare Monopoi funkt ion ist 
aber immer nur für einen Teilbereich gegeben und viel 
enger begrenzt als vermutet (oft nur geringe Economies 
of Scale); zudem kann auch im Monopo l fa l l W e t t b e ­
werb stattf inden (z B Auktionen) Im Bereich der Bahn­
infrastruktur e twa ist eventuell das Schienennetz (Errich­
tung, War tung) ein natürliches M o n o p o l (selbst hier 
kann die W a r t u n g in Abschnitte geteilt werden wie et­
w a in Großbritannien), im Bereich der Telekommunika­
tion sind es die lokalen Netze (hier treten Kabelgesell­
schaften mit leistungsstarken Eigennetzen in den Mark t 
ein) 

• Zur Preisregulierung stehen viele Mechanismen zur 
Verfügung, die der Kostenaufschlagsregulierung über­
legen sind 

Die negativen Folgen von Cost-plus-Regulierung 1 2) oder 
von Rate-of-Return-Regulierung sind in der Literatur hin­
reichend belegt.. Auch Mechanismen in Form von Preis­
obergrenzen (Price Caps für eine G r u p p e von Lei­
stungen) oder solche, die die Informationsasymmetrie 
der Regulierungsinstanz gegenüber den regulierten Un­
ternehmen berücksichtigen, werden ausgearbei tet (Vo­
gelsang-Finsinger-Mechanismus, Riordan-Mechanimus, 
vgl. Train, 1994) 

• Auktionen und Tender bewirken Kosteneffizienz und 
schöpfen Monopolrenten ab. 

W o es keine Konkurrenz gibt, kann man sie simulieren 
Die meisten öffentlichen Aufgaben können genau defi­
niert und an den Meistbietenden versteigert werden 
bzw - wenn sie zwingend defizitär sind - an den ver­
geben we rden , der die kleinste Subvention verlangt 
W i e bei der W a h l zwischen „contract ing out" und „ in-

, : ] Cos t -p lus-Regu l ie rung: Preissetzung durch Au fsch lag einer G e ­

w i n n s p a n n e au f a u s g e w i e s e n e Kos ten . Rate-of -Return-Regul ierung; 

Preissetzung du rch Fest legung einer e r l aub ten Kap i ta lverz insung (und 

Au fsch lag d ieses Bet rags auf ausgew iesene Kosten) ; Pr ice-Cap-Re-

gu l ie rung : für ein Produk tbünde l w i r d eine Pre isobergrenze fes tge leg t , 

innerha lb d e r e r das Un te rnehmen einen Ges ta l tungssp ie l raum hat 

O f t w i r d d a s Preisziel mit e inem A b s c h l a g vom Verb raucherp re i s index 

fes tge leg t : Preise dür fen nicht stärker s te igen a ls d e r Verb raucher ­

pre is index minus eines Produkt iv i fö tabsch lags (z. B. VP1 + 5%, Produk­

t ivi tätsziel + 2 % , e r l aub te S te igerungsra te de r Preise 3%) 
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door p roduc t ion" in vielen realen Unfernehmerenfschef-
dungen bestimmen die „Transaktionskosten", ob der 
„ W e t t b e w e r b um den Mark t " im Einzelfall sinnvoll ist. 
Muß die Tätigkeit laufend nachadjustiert und im Detail 
neu definiert werden , so wi rd die Vertragsgestal tung 
schwieriger. Hier ist es sinnvoll, das Eigentum beim 
Staat zu belassen, da laufend wicht ige Entscheidungen 
getroffen werden müssen In aller Regel sind die Au fga­
ben einfach zu definieren und werden in einem Kon­
traktunternehmen genauer überwacht als im bürokrati­
schen Instanzenzug Zahlreiche ausländische Beispiele 
für Tender auf Staats- und Gemeindeebene demon­
strieren die Effizienzgewinne der Auslagerung von Auf­
gaben (vgl Dornberger - Hensher, 1994) Freilich gibt 
es auch Übertreibungen und Fehlschläge (z B Auslage­
rung des Betriebs von Gefängnissen) Die Uberprüfung, 
welche Au fgaben sich für die Auslagerung eignen und 
welche ausländischen Erfahrungen vorl iegen, ist jeden­
falls anzuraten 

* Der Effizienzverlust durch monopolistische Preise ist 
klein, die Kostenunterschiede zwischen den Unter­
nehmen groß 

Der eigentl iche Wohlfahrtsverlust durch unvollkomme­
nen W e t t b e w e r b liegt selten in den durchschnittl ichen 
Ol igopo lgewinnen einer Branche, sondern in den stra­
tegischen Kosten von Erwerb und Abschottung des M o ­
nopols und in der Nichtausnutzung der Kostensen­
kungseffekte durch ein träges Oligopol.. Das Harber­
ger-Dreieck 1 3) bleibt immer unter 1 % des BIP Die Zu-
satzkosten des Ol igopols werden (Cowling-Muel ler-
Methode) in der Regel auf rund 4 % des BIP geschätzt ; 
die Kostendifferenzen, die sich daraus ergeben, daß 
Unternehmen in bequemen Ol igopo len nicht die auf 
dem Mark t bekannte Best Technology nutzen, errei­
chen bis zu 9% in der Papierindustrie und 18% in der 
Zementindustrie {Aiginger-Pfaffermayr, 1996; vgl auch 
die Literatur über Production Frontiers und zur Persistenz 
von Gewinnunterschieden). 

Proposition 8-. Der Wohlfahrtsverlust durch Oligopole 
resultiert in hohem Maße aus impliziter Marktaufteilung, 
die es ermöglicht, daß Unternehmen auf dem Markt 
bleiben, ohne den neuesten Stand der Technologie zu 
implementieren. Die Wettbewerbspolitik sollte veistärkt 
Kosten- und Gewinnunterschiede als Hinweis auf abge­
stimmtes Verhalten werten - besonders in Branchen, 
die wenig Eigenforschung betreiben Die Industriepolitik 
sollte der Diffusion der Best Technology verstärkt Auf­
merksamkeit schenken 

l 3 ) H a r b e r g e r schätz t d e n M o n o p o l v e r l u s t mit d e m D e a d w e i g t Tr ian-

g l e , das sich aus de r D i f fe renz zwischen Verlust an Konsumentenren te 

und G e w i n n an Produzentenren te e rg ib t . Er unterstel l t eine theor ie ­

w i d r i g e Preiselast izi tät v o n 1. In de r Real i tät ist d ie Preiselast izi tät g r ö ­

ßer als 1; a l le rd ings ge l ingt wahrsche in l i ch auch d ie Kol lusion nicht im 

M o n o p o l p u n k t , sondern da run te r 

• Die Industriepolitik soll primär externe Effekte interna-
lisieren. 

Die Industriepolitik hat international (und abgeschwächt 
in Österreich) unter Wirtschaftswissenschaftern einen 
schlechten Ruf, wei l sie in der Vergangenhei t einerseits 
- am unteren Ende der Branchenpalette - den Struktur­
wande l verlangsamt hat und andererseits - w o sie aktiv 
eine Zukunftsindustrie fördern wol l te - nicht sehr treffsi­
cher wa r Begreift man die tatsächliche Wir tschafts­
struktur als die durch Marktversagen von der opt imalen 
Struktur abweichende Realität, so hat die Industriepoli­
tik dazu be iget ragen, die Abweichungen zu vergrößern 
In den meisten Ländern beziehen Landwirtschaff, 
Schiffswerften, Bergwerke, Stahlindustrie, Textilindustrie 
besonders hohe Förderungen. Zweck der Transfers w a r 
es, das (befristete) Uber leben von Unternehmen zu si­
chern, meist ohne nachhalt igen Erfolg Begründet wur­
den die Förderungen damit, daß diese großen Unter­
nehmen für einen regionalen Arbeitsmarkt überdurch­
schnittliche Bedeutung haften (Multipl ikatoreffekte); 
daß bei ihrem Ausscheiden durch den Eintritt neuer Un­
ternehmen rasch neue Arbei tsplätze entstehen würden , 
wurde bezweife l t Dieses Argument ist sicher makroöko­
nomisch nicht vorweg abzulehnen, der Industrieökonom 
würde aber eher argumentieren, daß man eben die Ein-
tritfsbarrieren für neue Unfernehmen senken sollte, da ­
mit der Mark t rascher sein effizientestes Ergebnis errei­
chen kann. 

Zukunftsweisende Industriepolitik orientiert sich an den 
externen Effekten Positive externe Effekte entstehen un­
bestritten aus Forschungsaktivitäten und aus der Bil­
dung von Humankapital Die Abgel tung der externen 
Kosten durch Subventionen oder noch besser die Inter-
nalisierung durch effiziente Verfragsformen, Rechtssy­
steme, Patente w ä r e eine zukunftsweisende Industrie­
politik - eventuell auch der Eingriff, w o durch hohe Sunk 
Costs Lock-in-Situationen bestehen oder w o der Markf-
einsfieg (etwa Europas in der Flugzeugherstellung) erst 
durch Subvention oder Risikoabgeltung ermöglicht wer­
den muß 

Die österreichische Industriepolitik hat diese Neuor ien­
tierung in den achtziger Jahren im Zuge der Top-Investi­
t ionsförderung und der Technologieförderungspro­
gramme ansatzweise versucht Die industriepolitischen 
Programme der EU betonen die externen Effekte der 
Ausbildung und der Forschung („Akzeleratoren") Die 
Forcierung des Infrastrukturausbaus und der Regional­
p läne will günstige Rahmenbedingungen für jene Unter­
nehmensgruppen setzen, für die der Eintritt besonders 
erleichtert werden soll Auch die Förderung von Klein-
und Mi t te lbet r ieben, die Umwelt förderungen und die 
Abstufung der Förderobergrenzen können ansatzweise 
mit externen Effekten begründet werden . 

Der zwei te Eckpfeiler der EU-Industriepolitik besteht in 
Branchenaktionen (Unterstützung von Großprojekten 
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wie Airbus-Entwicklung und Raumfahrtprogrammen, Bio­
technologieprogramme und Telekommunikationsinitiati­
ven). Hier ist eher das Mi thal ten mit der g lobalen Kon­
kurrenz Leitmotiv als eine exakte Begründung mit exter­
nen Effekten 

• Die Regulierungsliteratur hat eine Fülle von Ansätzen 
zur optimalen, marktnahen Regulierung entwickelt 

Besonders groß ist die Kluft zwischen Theorieempfeh­
lung und Realpolitik im Bereich der Regulierung natürli­
cher M o n o p o l e (oder Ol igopole) 

Schon seit Jahrzehnten wi rd unter dem Titel des Averch-
Johnson-Effektes das Problem diskutiert, daß ein Unter­
nehmen, dessen Erträge einen Prozentsatz der Kapi­
talbasis nicht übersteigen dürfen, eine übermäßig kapi­
talintensive Technik wäh l t Nicht günstiger fällt die Kritik 
für Verfahren aus, die einen Aufschlag auf die Kosten 
er lauben (Cost-Plus-Preisregulierung). Die „relat iv beste" 
Regulierung besteht dar in , eine Gewinnobergrenze am 
realen Ou tpu t zu bemessen (Return-of-Output-Regulie-
rung); diese Technik wi rd in der Praxis nicht eingesetzt. 

O f t w i rd eine kostenorientierte Preisgestaltung von der 
Praxis als ultima ratio einer modernen Entwicklung gese­
hen; auch die EU legt sie ihren Regulierungsprinzipien zu­
grunde. Die Theorie befürwortet eher eine Preissetzung, 
die auch die Preiselastizität der Nach f rage einbezieht 

Für Sektoren mit großer Diskrepanz zwischen Grenzko­
sten und Durchschnittskosten empfiehlt die Theorie die 
Orient ierung an den Grenzkosten Das First-best-Opti­
mum - Preise sind gleich den Grenzkosten, Subventionie­
rung des Monopo l s im Ausmaß der Fixkosten - mag vom 
Standpunkt der Politik unrealistisch sein und ist daher 
vielleicht zu Recht nicht verwirklicht. Die Preisspreizung in 
einen grenzkostennahen Nutzungstar i f und einen fixko-
stennahen Zugangstari f und auch die Spreizung in einen 
grenzkostennahen Preis in Unterauslastungsperioden 
(Off-peak-Preis) und einen f ixkostendeckenden Spitzen­
lastpreis (Peak-Preis) sind aber optimal für die Gesel l ­
schaft und für das regulierte Unternehmen. In vielen Län­
dern und besonders in Österreich sind Zugangstar i fe 
und Preise in Unterauslastungsperioden sehr niedrig. Ein 
Grund für die Vorl iebe der Politik für einen niedrigen Zu­
gangstar i f liegt im Wunsch , den Zugang zur öffentl ichen 
Infrastruktur (etwa zum Telefonnetz) für Bezieher niedri­
ger Einkommen nicht zu teuer zu machen Hier empfiehlt 
die Theorie einen einmaligen Transfer !z. B. negative Ein­
kommensteuer) statt eines Tarifschemas 

M a g der Vogeisang-Finsinger-Mechanismus in seinem 
Versprechen, genau das Second-best-Opt imum zu er­
reichen, übertreiben, so ist er doch ein faszinierender 
Ansatz, der genau die Informationslage widerspiegel t . 
Der Regulator kennt die Nachfragekurve nicht und regt 
mit seinem Regulierungsmechanismus a n , daß das bes­
ser informierte Unternehmen sich dem Second-best -Op­
timum nähert Der österreichische Regulator hat die Re­

gulierung seiner Unfernehmen nach diesem Mechanis­
mus1 4) noch nicht überlegt. 

Der Riordan-Mechanismus zur Ermittlung der opt imalen 
Kapazi tät mag übertr iebene Informationsannahmen 
verlangen (Kenntnis der opt imalen Kapazität) : eine Ab­
hängigkeit der er laubten Gewinnspanne von der opt i ­
malen Kapazitätsauslastung (Bestrafung von Uberka­
pazitäten) w ä r e für die Regulierung des Versorgungs­
sektors sicher nicht unattraktiv, wei l die Unternehmen 
dadurch nicht nur Incentives erhal ten, Kapazi täten zur 
Verfügung zu steilen (Vermeidung von Versorgungseng­
pässen), sondern auch den Preis für Uberkapazi täten 
überlegen müssen. 

In Österreich wurde eine organisatorische Trennung 
oder ein regelmäßiger Wechse l des Regulators bisher 
nicht angestrebt , obwoh l die seit langem bekannte Ge i -
selnahmetheorie 1 5) dies nahelegen würde. Der Wechse l 
der Regulierungsfunktion von der Verwal tung eines not­
wend igen natürlichen Monopo ls zu einer Behörde, die 
angesichts der wegbrechenden Economies of Scales 
den freien Markzutr i t f fördert , erfolgt nur langsam 

Die Ansicht der Theorie, daß ein effizienteres Ergebnis 
erreicht we rden kann, wenn man die sozialen Ziele mit 
Transfers oder sozialen Zugangsbegünst igungen ab­
deckt und dann markfkonforme Preise die effizienteste 
Produktionsstruktur suchen läßt, wurde nicht nachvollzo­
gen 

ANWENDUNGSMÖGLICHKEITEN DER 
NEUEN INDUSTRIEÖKONOMIE ZUR 
GESTALTUNG DER INDUSTRIEPOLITIK 

Die Spieltheorie w i rd zunehmend auf wirtschaftspoli t i­
sche Themen angewand t (die ersten spieltheoretischen 
Mode l le wurden seinerzeit auch in der politischen Öko­
nomie eingesetzt) N a c h der „Lukas-Kritik" dürften die 
Folgen wirtschaftspoiit ischer Maßnahmen nicht mit M o ­
del len geschätzt we rden , die vor dem Eingriff gegol ten 
hät ten, wei l der Eingriff selbst die Verhaltensweisen än­
dern würde Eine ähnliche Änderung der Reaktion kann 
in einem Zweistufenspiel auf t reten, in dem der Staat in 
der ersten Stufe eine Politik wäh l t und ein privater Ak­
teur in der zwei ten Stufe seine Aktion wähl t 

Die bedeutendste Anwendung in der Makroökonomie 
liegt in der Diskussion um die Mögl ichkei t einer zeitkon-
sisfenten Wirtschaftspol i t ik Dies wurde besonders an­
hand der W a h l einer optimalen Inflationsrafe model-

, 41 Das Un te rnehmen da r f d e n Preis be l ieb ig fes tse tzen , vo rausgese tz t 

de r Erlös bei Mu l t i p l i ka t ion d ieses Preises mit de r M e n g e de r V o r p e ­

r iode überschre i te t nicht d ie Vo rpe r i odenkos ten Dieser Mechan ismus 

steuert d a s Un te rnehmen zur Second-bes t -Lösung, o h n e d a ß de r Re­

gu la to r d ie N a c h f r a g e kurve kennt. 

, 31 Die Ge i se lnahme theo r i e besag t , d a ß in e inem sehr l angen Regulie­

rungsp rozeß d a s regul ier te Un te rnehmen d e n Regulator stark bee in ­

flussen kann 
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lierf. Diese kann nur dann erreicht we rden , wenn die 
Notenbank sich selbst g laubwürd ig binden kann, nicht 
aus kurzfristigen Gründen vom optimalen Pfad abzu­
weichen.. Die politische Ökonomie und die Public-Choi-
ce-Theorie befaßten sich primär mit dem „Ge fangenen­
di lemma": Fokus ist hier das Verhältnis zwischen polit i­
schen Entscheidungsträgern bzw zwischen Volk und 
Regierung; dabe i wi rd berücksichtigt, daß Handlungs­
träger eigennützige Ziele verfolgen, aber manchmal 
auch ein von beiden gewünschtes Ergebnis nicht errei­
chen können. 

Proposition 9: Spieltheoretische Konzepte sollten für 
das Design der Industriepolitik genutzt werden. Auch 
hier sollten dies Konzepte aus dem Bereich der nicht 
kooperativen Spiele sein: Obwohl der Staat Industrie­
politik theoretisch per Gesetz durchsetzen und natürlich 
auch verbindliche Verträge schließen kann, wirkt Indu­
striepolitik nur, wenn ihr Ziel nach der Setzung jener 
Rahmenrichtlinien, die der Staat selbst fixieren kann, im 
Eigeninteresse der Unternehmen ist. 

ZWEISTUFENSPIEL - LETZTER Z U G DURCH 
UNTERNEHMEN 

Eines der für den Laien überraschenden Ergebnisse der 
Spieltheorie tritt in einem einfachen Verhandlungsspiel 
auf, in dem ein Akteur jeweils den Vorschlag des ande­
ren annehmen oder einen Gegenvorschlag machen 
kann. Letztlich hat einer der Akteure den letzten Vor­
schlag („Kuchenteilungsspiel" oder „Spitt the Cake"). 

Dieses Spiel erscheint typisch für staatl iche Investitions­
förderung: Angenommen, die Regierung will mit einem 
gewissen Betrag an Subventionen (1 Mil l S) ein Unter­
nehmen veranlassen, seine Investitionen um 10 Mil l S 
zu erhöhen. Dieser Schritt brächte dem Unternehmen 
einen Net toer t rag von 0,5 Mi l l . S (Umsatz 9,5 Mil l S, 
Kosten 10 Mil l S, Subvention 1 Mi l l . Sl, wä re also ohne 
Subvention ein Verlust, mit Subvention ein kleiner G e ­
winn. Bei erfolgreicher Durchführung ergibt sich für den 
Staat ein Pay-off von z B. 5 Mil l S. Das Unternehmen 
hat in der zwei ten Stufe die Mögl ichkeit , die Subvention 
anzunehmen oder einen Gegenvorschlag zu machen 
Der Gegenvorsch lag ist, die Subvention für ein schon 
geplantes Projekt anzunehmen und damit einen Net to -
Pay-off von 0,9 Mi l l . S zu lukrieren (kleine Adapt ions­
und Transaktionskosten von 0,1 Mil l S) Für den Staat 
bedeutet das einen Pay-off von 0 (Prestigegewinn 
1 Mill.. S, Subvention 1 Mil l S l l ö l . 

Die Regierung erzielt bei diesem Gegenvorschlag kei­
nen Ertrag, sie ist indifferent zwischen Annahme und 

'6\ Boadway - Marcau - Marchand £ 1995) z e i g e n , d a ß d ie Subven­

t ionen höher und d ie Ans t r engungen de r Un te rnehmen ger inger sein 

w e r d e n , w e n n sich d ie Regierung nicht g l a u b w ü r d i g auf ein Schema 

de r Subvent ion ierung in Schwier igke i ten g e r a t e n e r Un te rnehmen ver­

p f l ich ten kann 

Ablehnung. Die Spieltheorie nimmt an , daß sie den G e ­
genvorschlag akzeptiert M a n kann das absichern, in­
dem man der Regierung einen kleinen „pol i t ischen" Ex­
t ragewinn für Aktivismus anrechnet, sodaß ein Pay-off 
von 0,1 Mi l l . S für den Staat erreicht w i rd . 

Das Resultat ist das Standardergebnis eines nicht ko­
operat iven Verhandlungsspiels (Spitt the Cake) mit alter­
nativen Zügen Der Spieler mit dem letzen Zug hat den 
entscheidenden „Verhandlungsvortei l " und erhält den 
„ganzen Kuchen". Das wi rd gemildert, wenn das Spiel 
mehrere Stufen umfaßt und ein Zeitdiskont e ingebaut 
w i rd . Auch kann die Position des Staates verbessert wer­
den , wenn er einen höheren Diskontfaktor besitzt Bei 
unendlicher Dauer des Spiels wi rd die Rente annähernd 
halbiert. Dieses Ergebnis kann auch mit einem kooperat i ­
ven Spiel erreicht werden (wenn Drohpunkte und Risi­
koaversion gleich sind). Der Staat wi rd seine Intentionen 
nur dann ganz durchsetzen, wenn er selbst das letzte 
Anbot macht oder wenn er in der ersten Stufe ein Take-
i t-or- leave-i t-Angebot macht (ob das letztere möglich ist, 
w i rd im nächsten Abschnitt diskutiert). 

Um kurz zusammenzufassen: Das Unternehmen agiert 
als letzter, und die Regierung ist sehr interessiert, daß 
angebotene Fördermittel genutzt werden.. So besteht 
die große Gefahr , daß sie in Projekte mit einem Effekt 
nahe Null - aus der Sicht des Staates - fließen 

DAS PROBLEM DER TEILSPIELPERFEKTHEIT 

Der Gedanke der Teilspielperfektheit (Subgame perfec-
tion) ist spieltheoretisch eine Verfeinerung des Konzepts 
des Nash-Gle ichgewichtes: Gleichgewichtsstrategien 
müssen geprüft we rden , o b sie auch in jedem Teilspiel 
ein Gleichgewicht herstellen Uberf ragen auf die Indu­
striepolitik könnte das heißen, daß Absichtserklärungen 
über industriepolitische Ziele und Richtlinien für ihre 
Durchsetzung darauf zu untersuchen sind, o b sie in der 
Realisierungsphase kurzfristig auch wirklich optimal sind. 

W e n n e twa der Staat droht, einen Investition sförde-
rungskredif nur dann zu gewähren , wenn wirklich neue 
Projekte eingereicht w e r d e n , haben die Unternehmen 
die Mögl ichkeit , neue oder a l te Projekte einzureichen 
G lauben sie der staatl ichen Drohung, so werden sie 
neue Projekte einreichen. W e n n das Unternehmen keine 
neuen oder nur leicht adapt ier te alte Projekte hat und 
daher nur alte Projekte einreicht, wäh l t der Staat den­
noch die Variante leicht adapt ier ter alter Projekte. 
Ebenso w i rd in kritischen Situationen das Versprechen 
neu überdacht , Unfernehmen in Schwierigkeiten nicht zu 
unterstützen, die Defizite nicht mehr abzudecken usw. 

Die Spieltheorie bietet Rezepte, um diesem Problem 
beizukommen. „Acht W e g e zur Selbstbindung" nennen 
Dixit - Nalebuff (1991) ihren Leitfaden. Zu den realisti­
schen Maßnahmen zählen die Über f ragung der Ent­
scheidung an einen Dritten ( „unabhängige" Behörde), 
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die Kontrolle durch einen Outs ide-Agenten, die Selbst­
aufer legung einer Strafe für den Fall des Bruches der 
eigenen Politiklinie, die Zerlegung der Entscheidung in 
mehrere Stufen Diesen theoretischen Selbstbindungs­
maßnahmen entsprechen in der Praxis z. B. der Subven-
f ionsvergabe fo lgende Maßnahmen: 

• klare Richtlinien (ein Punkteschema anstelle von va­
gen, paral lel genannten Zielen), 

• Publikation der Einzelentscheidung und ihre Begrün­
dung, 

• Auslagerung an einen Agenten und strikte Ex-post­
Prüfung des Verhaltens des Agenten, 

• Vermeidung von Asymmetrien der Nutzung von För­
dermitteln: nicht vergebene Mit te l dürfen nicht als 
Mißer fo lg gewer te t we rden , wenn gleichzeitig Vol l­
ausnutzung als Erfolg gi l t ; 

• Ex-post-Kontrolie durch externe Prüfinstanzen (z B 
EU). 

Der Last-Mover-Advantage der Unternehmen und un­
g laubwürd ige Drohungen des Staates beschreiben den 
Handlungsspielraum der Industriepolitik sicher nicht voll­
ständig Ohne strikte Selbstbindungsmechanismen des 
Staates und ohne Rücksicht auf die Tatsache, daß die 
Unternehmen in gewisser Hinsicht die Letzthandelnden 
sind, w i rd Industriepolifik mit hoher Wahrscheinl ichkeit 
ins Leere gehen Angesichts der Erfahrung, daß der 
Staat sich bei der Einführung einer neuen Maßnahme 
intensiv mit den Regeln beschäft igt, bei der Durchfüh­
rung aber auf vermittelnde Institutionen angewiesen ist 
und daß politischer Druck und Lobbyismus eine Rolle 
spielen, ist zu größter Sorgfalt im Mechanismusdesign 
geraten.. 

ASYMMETRISCHE INFORMATION, 
ERWARTUNGSWERTE, SPIELLÄNGE 

Nicht erst die Spieltheorie, schon die Theorie der Ent­
scheidung bei Unsicherheit hat gezeigt , daß Entschei­
dungsträger bei Unsicherheit von erwarteten Gewinnen 
(„Erwartungsnutzen") ausgehen Damit muß aber auch 
die Handlung des Unternehmens gegenüber wirt­
schaftspolit ischen Maßnahmen diesem Kalkül unterstellt 
werden Die Informationen der Unternehmen an den 
Entscheidungsträger sind in der Regel kurzfristig nicht 
überprüfbar, besonders wenn sie quali tat iv sind (ein 
Projekt sei innovativ, we rde die Exporte erhöhen und 
die Emissionen senken) Ein Uberprüfungsverfahren, das 
Informationen und Verhalten mit Sicherheit feststellt, ist 
zu teuer. Diese Behauptungen können ex post mit 
einem Unsicherheitsspielraum überprüft we rden , und im 
Fall eines wicht igen Fehlers muß die Subvention zurück­
geforder t we rden können, und zwar nicht nur vermehrt 
um entgangene Verzinsung, sondern auch multipliziert 
mit einem Faktor, der die Wahrscheinl ichkeit der Auf­

deckung widerspiegel t 1 7 ) . Die fehlende Fähigkeit des 
Staates, die Handlungen der Unternehmen zu beob­
achten, w ä r e in das Anreizsystem einzubauen. Fehlver­
halten muß finanzielle Konsequenzen haben. Opt imales 
Verhalten bei Unsicherheit und unterschiedlichem Infor­
mationsstand verlangt, daß bewußte Fehlinformation 
mit dem Mehr fachen der fälschlich erworbenen Zah­
lung bestraft w i rd und daß auch Zahlungen fällig sind, 
wenn man nicht schuldhaft gehandel t hat, sondern der 
Zufall einen Erfolg verhindert hat (Erfolgshaftung) 

INDUSTRIEPOLITIK: K A N N DER STAAT DEN 
FIRST MOVER ADVANTAGE NUTZEN? 

Die Prinzipal-Agent-Theorie modell iert die Probleme un­
terschiedlicher Information sorgfält ig Sie analysiert vor 
allem die Situation, daß ein Prinzipal Ziele über einen 
Agenten durchsetzen muß, aber entweder über die 
Rahmenbedingungen der Aktion oder die Anstrengun­
gen des Agenten nicht informiert ist Viele Mechanismen 
wurden entwickelt, w ie unter diesen Umständen opt i ­
males Verhalten zustande kommen kann Der Prinzipal 
könnte einen First Mover Advan tage erzielen, wenn er 
seine Incentives genau so setzt, daß der Agent in sei­
nem Sinn handelt : Er formt die Zielfunktion so um, daß 
der Agent , wenn er seine Zielfunkfion maximiert, ge rade 
jene Aktion wähl t , die auch für den Prinzipal optimal ist.. 

In der Industriepolitik ist die Situation noch komplexer, 
weil der Prinzipal - der Gesetzgeber oder der letzte 
Träger der Industriepolitik (Wirtschafts- oder Zukunfts­
minister) - off zwei Agenten benöt igt : Er t rägt ein Ziel 
einem Agenten auf, dieser benöt igt zur Realisierung 
einen Subagenten Die Subagenten sind die Unterneh­
men, Agent ist entweder eine Förderinstitution oder eine 
Regulierungsinstitution oder (wenn Unternehmen der öf­
fentlichen Hand betroffen sind) ein Eigentümer Die 
Wahrscheinl ichkeit einer Durchsetzung der ursprüngli­
chen Ziele des Prinzipals ist gering Nur raffinierte Incen-
t ive-Verträge („ incentivekompatible" Verträge) auf bei­
den Ebenen können annähernd zu Opt imal i tä t führen. 

In der industriepolitischen Praxis wi rd versucht, auf der 
ersten Ebene durch Weisungsrecht zu agieren (Eigen-
tumsvertrefung, Regulierung sind oder waren bis vor 
kurzem Sektionen in den Ministerien); im Zusammen­
hang mit ausgelagerten Institutionen gibt es die M ö g ­
lichkeit der Letztenfscheidung oder der W a h l eines 
„Vertrauensmannes" als Direktor der Institution. Incenti-
ve-Verträge, w ie sie in der Prinzipal-Agent-Literatur mo­
delliert we rden , sind nicht üblich, woh l aber einige Sub­
stitute. Dazu zählen die Ex-post-Evaluierung, Rech­
nungshofberichte, Berichte an das Parlament; Falschin­
formationen werden ex post sichtbar, und dies kann in 

171 Der S c h a d e n , d e n de r unberech t ig te Bezug einer Subvent ion verur­

sacht , w i r d in Ös te r re i ch nicht fes tgeste l l t , Treb le C h a r g e s (dre i facher 

Schadenswer t ) w e r d e n prakt isch nie e r h o b e n 
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der Zukunft ex ante genutzt werden Das zwei te Substi­
tut sind von außen zu beschaffende Informationen wie 
Vergleichswerte von ausländischen Unternehmen. Ein 
drittes Substitut ist die Forcierung des W e t t b e w e r b s 

Im Zwei-Agentenspiel besteht besonders die Gefahr , 
daß die beiden Agenten auf Kosten des Prinzipals kollu­
dieren.. Damit wi rd die Informationsasymmefrie zu La­
sten des Prinzipals noch größer Besonders in dauerhaf­
ten Beziehungen (Manager und Kontrollore wechseln 
nicht) ist die Kollusion das spieltheorefisch wahrschein­
lichste Ergebnis Rascher Wechse l der Kontrol lore, ho­
he er fo lgsabhängige Bezahlung und große Transpa­
renz können das Problem mildern 

PRIVATISIERUNG ALS ZWEI-AGENTENSPIEL 

Als Beispiel für das Spiel „Prinzipal plus zwei Agen ten" 
sei die Privatisierung öffentl icher Unternehmen genannt 
Prinzipal ist der S taa t ; er beschließt zu verkaufen, strebt 
einen hohen Erlös und vielleicht als Nebenzie l die Si­
cherung von Beschäftigung oder des österreichischen 
Eigentums an. Erster Agent ist die Instanz, die die Priva­
tisierung durchführen soll, zweiter Agent ist das zu pri­
vatisierende Unternehmen. 

Das Unternehmen ist in der Regel gegen die Privatisie­
rung: das Managemen t , wei l der Eigentümerwechsel 
einen Managementwechse l (oder zumindest die Kon­
trolle durch einen stärker interessierten Eigentümer) be­
deuten kann, die Belegschaft, wei l sie ein Kostenreduk­
t ionsprogramm befürchtet (Abbau von Uberzahlungen) 
und eventuell eine Filetierung (Zerteilung) des Unterneh­
mens Das Managemen t würde jedenfalls unter den Pri­
vatisierungstechniken eine breite Streuung des Eigen­
tums auf dem Aktienmarkt vorziehen, wei l es dann kei­
nen strategischen Eigentümer gäbe . 

Entscheidender Agent wi rd nun die Privatisierungsin­
stanz Sie muß den Wi l len des Prinzipais gegen einen 
widerwi l l igen Zwei tagenten durchsetzen. Sie erhält von 
diesem die Information, daß die Nach f rage schwach 
sei, Kosten nicht gesenkt werden können und die Privat­
isierung unmöglich sei. Der Erstagent muß nun einen 
W e g wäh len : Er akzeptiert den Widers tand und be­
schwichtigt den Prinzipal, oder er greift beim Zweif­
agenten durch, erreicht Rationalisierung, richtige Infor­
mation, Zusammenarbeit bei der Suche nach einem 
neuen Eigentümer Die W a h l zwischen Kollusion und 
Durchgreifen hängt von der M a c h t des Erstagenten und 
seiner Incentive-Struktur ab . 

Diese Überlegungen entscheiden oft über Erfolg oder 
Mißerfolg einer Privatisierung.. 

DAS TEILZEIT!NTERESSE DES STAATES 

Ein besonderes Problem ist das Teilzeifinteresse des 
Prinzipals (der öffentl ichen Hand) industriepolitische 
Probleme gewinnen oft eine hohe aktuelle Priorität, fa l ­

len aber dann wieder hinter andere Probleme der 
Handlungsträger zurück. W e n n in der Aktual i tätsphase 
nicht ein Design geschaffen w i r d , das in der Ruhephase 
optimales Verhalten garant iert , sind die Ziele nicht 
durchzusetzen. 

Industriepolitik vol lständig mit den hier skizzierten M e ­
chanismen zu beschreiben, wi rd nicht möglich sein Die 
von der Spieltheorie angedeuteten Fakten sollten aber 
für das Design der Industriepoiitik berücksichtigt wer­
den , darunter die fo lgenden Aspekte: 

• Letztentscheidung durch die Unfernehmen, 

• geringe Selbsfbindungskraft der industriepolitischen 
Instanzen, 

• Asymmetrie der Informationen, 

• abweichende prinzipielle Unterschiede zwischen den 
Interessen von Träger und Objekt , 

• Ge fahr der Kollusion zwischen Erst- und Zwei tagen­
ten, 

• Gewinnbe i t rag falscher Angaben , 

• Teilzeitinteresse der Politik 

SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Die Spieltheorie hat die Theorie der Industrieökonomie 
entscheidend verändert Von einer theoretisch unattrak­
tiven Sparte der Ökonomie wurde die Industrieökono­
mie zu einem Vorreiter in der Methodenentwick lung 
Die Empirie hat diese Entwicklung noch nicht ganz mit­
vol lzogen (vgl. Aiginger, 1995), die Umsetzung in der In­
dustriepoiitik steht am Anfang. Die vor l iegende Arbeit 
skizziert jenen Bereich, in dem der Bruckenschlag schon 
begonnen wurde : die Nutzung der Industrieökonomie 
für die Wet fbewerbspoi i t ik . Ansätze zur Umsetzung der 
neuen Innovationsmodelle in die Forschungspolitik und 
der Prinzipal-Agent-Literatur für Anreizsysteme müssen 
anderen Arbei ten überlassen werden . 

Die W a h l der Spieltheorie als M e t h o d e der Industrie­
ökonomie ist ein wicht iger Schritt zur Model l ierung der 
Realität Die Spieltheorie ermittelt optimales Verhalten 
in jener Situation, in der mehrere Unternehmen ihre Ziel­
funktion maximieren, aber wissen, daß dies gleichzeitig 
die anderen Unternehmen auch tun. Diese strategische 
Interaktion ist ein wichtiges Element realer Entscheidun­
gen. Auch die W a h l der Klasse der nicht kooperativen 
Spiele - also jener G r u p p e , in der keine bindenden Ver­
t räge möglich sind - w a r eine gute W a h l Sowohl in 
der Beziehung zwischen den Unternehmen als auch in 
der Beziehung zwischen dem Träger der Industriepolitik 
und dem zu steuernden Unternehmen kann ein kleiner 
Teil der Aktionen durch Vert räge geregel t werden . Der 
entscheidende Teil liegt in der W a h l vieler Parameter, 
die ex ante nicht vertraglich fixiert werden können. Ihre 
nachträgl iche Fixierung erfolgt unter dem Aspekt der 

W I P O M O N A T S B E R I C H T E 7 / 1 9 9 6 4 8 9 



NEUE INDUSTRIEÖKONOMIE 

Optimierung des Eigeninteresses der Akteure Opt imal 
ist nur ein Ergebnis, mit dem auch der Partner in gewis­
ser Hinsicht relativ zufr ieden ist. Die relative Stärke kann 
durch strategisches Verhalfen verschoben we rden ; die 
Tatsache, daß auch der andere unter den erreichten 
Rahmenbedingungen sein Opt imum sucht, kann aber 
nicht geleugnet werden 

DREI TEILS DIVERGIERENDE SCHLUSS­
FOLGERUNGEN 

Die von der Spieltheorie durchdrungene Industrieöko­
nomie skizziert eine notwendige Rolle des Staates, in­
dem sie die Grundthese der Ch icago School of Econom­
ies wider legt , Mark tmacht sei bei freiem Eintritt nur ein 
kurzfristiges Phänomen Mark tmacht kann demnach 
auch Folge strategischen Verhaltens sein. 

Unter dem Einfluß der Spieltheorie untergräbt die Indu­
strieökonomie mögliche Staatseingriffe insofern, als sie 
durch die Vielzahl ihrer Mode l l e fast jedes Verhalten 
auch als nicht kollusives Verhalten in nicht kooperat iven 
Mode l len (NKGNK) möglich erscheinen läßt. Die Logik 
der Wissenschaft ver langt, daß unbedenkliches Verhal­
ten daran und nicht am „First-best-Optimum" oder am 
„Second-best -Opt imum" gemessen w i rd , d a Unterneh­
men ohne Kollusion das N K G N K anstreben müssen 
Der Politik steht es allerdings frei, strengere Maßs täbe 
für den Wet tbewerbser fo lg zu setzen Diese Aufgabe 
kann einer Regulierungsinstitution übertragen werden 
oder auch der We t tbewerbsbehö rde selbst Diese 
kann auch Me thoden untersagen, die ein besonders 
günstiges „Sp ie l " entstehen lassen. 

Die neue Industrieökonomie warn t , daß die meisten be­
stehenden Institutionen nicht imstande sein we rden , in­
dustriepolitische Ziele per Gesetz durchzusetzen Nur 
eine sorgfäl t ige Gesta l tung der Institutionen und der In-
centive-Mechanismen kann jenes Verhalten bewirken, 
das für die Gesellschaft besser ist als das Verhalten 
ohne Eingriff Die politische Maßnahme muß selbst 
Wohlfahrtserhöhend sein (z B externe Effekte abbi l ­
den), die Durchführung muß so gestaltet werden , daß 
sie von den Unternehmen selbst aufgrund der neuen 
Anreize gewäh l t w i rd . Dies ist besonders schwer einzu­
schätzen, wei l die Unfernehmen angesichts von Anrei­
zen anders reagieren können als zuvor 
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The Impact of the New Industhal Economies on Industrial Poiicy-Making — Summory 

G a m e theory models the consequences of the simul-
taneous actions of several deäs ion makers, each pur-
suing his o w n (nferesfs („ fargef funetion"), but knowing 
that his actions do not take p lace within an immutabie 
environment („nafure", „exogenous variables") as oth-
er rat ional actors also seek to maximize their gains At 
the center of a game, therefore, is the reeiprocal influ-
ence (interactions) of the decision makers. Possible 
outcomes of the game („equilibrium") are only those 
combinafions of strategies which fulfill certain require-
ments regarding each actor, for example that each 
aefor is sarisfied wi th his pay-of f when he learns the 
pay-of f due to others { „Nash equilibrium") 

G a m e theory has changed industrial economies in a 
decisive way.. Beginning as a theoret ical ly unattraefive 
branch of economies, industrial economies has devel-
oped into a vanguard in methodology It must be 
poinfed out, however, that empirical appl icat ions 
have not kept up wi th theoretical advances and that 
appl icat ions in policy-making are still in the initial 
stages This paper sketches one area in which the first 
steps have a l ready been taken: the appl icat ion of in­
dustrial economies to competit ion policy. 

The choice of game theory as a method in industrial 
economies constitutes an important step in modeling 
reality G a m e theory identifies opt imal behavior in 
those situations in which several enferprises maximize 
their target funetion knowing that other enterprises 
wil l do the same This Strategie interaction is an impor­

tant element of decision-making in business.. The 
choice of the class of non-cooperative games - i e , 
of those games in which no binding contraefs are pos­
sible - in appl icat ions fo industrial economies has also 
turned out fo be fruitful.. On ly a small port ion of the in­
teractions be tween enterprises as wel l as be tween 
policy makers and enterprises can be regulated 
through contracts.. In many cases the outcome de-
pends crucially on the choice of parameters which 
cannot be f ixed contractual ly in advance. The deter-
mination of these parameters occurs ex post, wi th 
each actor pursuing his o w n interests On ly an out­
come with which all partners are relatively satisfied 
can be considered opt imal . Relative bargaining 
strength can be al tered through Strategie behavior, 
but the fact that the Opponent will reaef to one's own 
moves must a lways be taken into aecount. 

The new industrial economies w a m s us that most ex-
isting institutions will not be ab le implement industrial 
policy goals through legislation. On ly a careful struc-
turing of institutions a n d of incentive mechanisms will 
bring about behavior that is better for society than 
behavior wi thout pol icy intervention.. Policy measures 
themselves must increase we l fa re l e g . , by producing 
external effects), and implementation must be carried 
out in such a w a y that the desired behavior is chosen 
by enterprises on their own on the basis of newly in-
t roduced incentives. Choosing such a set of incentives 
is a hard task because enterprises, faced wi th new in­
centives, may react in a different w a y than before 
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